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Inhalt. Zweites Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (S. 615). — Geſetz über die Pflicht 
zum Antrag auf Eröffnung des Konkurſes oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens (S. 632). — Geſetz über Anderungen 
in der Krankenverſicherung S. 635). — Verordnu ng betr. Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und der Gebührenordnung 
für Notare, Rechtsanwälte und Gerichts vollzieher (©. 645). — Verordnung über die Verrechnung von Steigerungs⸗ 
beträgen für Wanderverſicherte aus der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung vom 30. Juni 1931 (S. 649). — Anderung 
der Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins vom 22. Dezember 1928 (S. 6500. — Geſetz betreffend 
Abänderung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung vom 30. 4. 1929 (S 650. 
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93 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Zweites Geſetz 


über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes (Vergleichsordnung). 
Vom 30. 6. 1931. 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 
§ 1. : 

Ein Schuldner, der zahlungsunfähig geworden it, kann zur Abwendung des Konkurſes bei dem 
für die Eröffnung des Konkursverfahrens zuſtändigen Gerichte die Eröffnung eines gerichtlichen Ver⸗ 
gleichsverfahrens beantragen. b i 

Die Eröffnung des Vergleichsverfahrens kann auch im Falle der Überſchuldung beantragt werden, 
wenn das Konkursverfahren im Falle der überſchuldung eröffnet werden könnte. 

Iſt gegen den Schuldner ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens geſtellt worden, ſo 
kann der Schuldner bei feiner nach S 105 Abſ. 2, 3 der Konkursordnung vorgeſchriebenen Anhörung 
die Eröffnung des Vergleichsverfahrens beantragen. f 


§ 2. 

An dem Vergleichsverfahren beteiligt und von dem Vergleiche betroffen werden die Gläubiger, 
die nicht bevorrechtigte Konkursgläubiger wären, wenn ſtatt des Vergleichsverfahrens das Konkurs⸗ 
verfahren eröffnet worden wäre. Die Vorſchriften der SS 5, 64 bis 70 der Konkursordnung finden 
entſprechende Anwendung. na 

8 

Für Gläubiger, die ſpäter als am dreißigſten Tage vor der Stellung des Antrags auf Er- 
öffnung des Vergleichsverfahrens durch Zwangsvollſtreckung eine Sicherung oder Befriedigung erlangt 
haben, gelten die folgenden Vorſchriften. 

Sit der Gläubiger ohne die innerhalb der Friſt vorgenommenen Vollſtreckungsmaßregeln an dem 
Vergleichsverfahren beteiligt, ſo bleibt er an dem Verfahren beteiligt und wird von dem Vergleiche 
betroffen. ; 

Sit der Gläubiger ohne die innerhalb der Friſt vorgenommenen Vollſtreckungsmaßregeln nur aus 
dem Grunde an dem Verfahren nicht beteiligt, weil fein Anſpruch nach 8 63 der Konkursordnung im 
Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden kann, ſo bleiben gleichwohl die innerhalb der Friſt 
vorgenommenen Vollſtreckungsmaßregeln für das Vergleichsverfahren und einen ſich anſchließenden 
Konkurs ($ 82) außer Betracht (SS 32, 33, 70, 74, 84). 

Der Tag der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens wird in die Friſt 
nicht eingerechnet. Zwangsvollſtreckung iſt auch die Vollziehung eines Arreſtes oder einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung. 

§ 4. 

Gläubiger, deren Anſprüche auf einem gegenſeitigen Vertrage beruhen, der zur Zeit der Er— 
öffnung des Vergleichsverfahrens von dem Schuldner und von dem andern Teile noch nicht oder 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 16. 7. 1931.) 


noch nicht vollſtändig erfüllt ilt, ſind an dem Verfahren nicht beteiligt und 9 von dem Ver⸗ 
gleiche nicht betroffen. Die Vorſchrift des § 30 bleibt unberührt. 


sh. 
Der Vergleich muß Allen von ihm betroffenen Gläubigern gleiche Rechte gewähren. 


Eine ungleiche Behandlung der Gläubiger iſt nur zuläſſig, wenn die Mehrheit der zurückge⸗ 


ſetzten Gläubiger zuſtimmt und die Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger 
mindeſtens drei Vierteile der Forderungen der zurückgeſetzten Gläubiger beträgt. 


Jedes andere Abkommen des Schuldners oder ne Perſonen mit einzelnen Gläubigern, durch 


welches dieſe bevorzugt werden, iſt nichtig. 
Ss 6. 
Der Vergleich 1 5 wenn er auf einen ziffernmäßig beſtimmten, teioeffen Erlaß der Forderungen 
lautet, den Gläubigern mindeſtens dreißig vom Hundert ihrer Forderungen gewähren. 


Sa 
Enthält der Vergleich einen teilweiſen Erlaß der Forderungen, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
der Erlaß hinfällig wird, wenn der Schuldner mit der Erfüllung des Vergleichs in Verzug kommt 
oder wenn vor vollſtändiger Erfüllung des Vergleichs das Vonküssverfähren über das Vermögen 
des Schuldners eröffnet wird. 
§ 8. 
Auf das Vergleichsverfahren finden, ſoweit dieſes Geſetz nichts anderes beſtimmt, die Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


§ 9. 

Das Gericht hat alle das Verfahren betreffenden Ermittlungen anzuſtellen. Es kann zu dieſem 
Zwecke insbeſondere den Schuldner hören, Zeugen und Sachverſtändige vernehmen und eine Gläu⸗ 
bigerverſammlung berufen. Für dieſe Gläubigerverſammlung genügt an Stelle der Ladungen öffentliche 
Bekanntmachung des Termins. 

§ 10. 
Die Entſcheidungen des Gerichts können ohne mündliche Verhandlung ergehen. 


8 
Die Zuſtellungen erfolgen durch Aufgabe zur Poſt; die Poſtſendung iſt, wenn die Perſon, an 
die zugeſtellt werden ſoll, ſich im Ausland befindet, mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 
Zuſtellungen an Perſonen, deren Aufenthalt unbekannt iſt, finden nur ſtatt, wenn die Perſon 
einen im Inland wohnenden zur Empfangnahme von Zuſtellungen befugten Vertreter hat, der dem 
Gerichte bekannt iſt. 
Einer „„ des zuzuſtellenden Schriftſtücks bedarf es nicht. 
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Offentliche Bekanntmachungen erfolgen durch mindeſtens einmalige Einrückung in das zur Ver⸗ 
öffentlichung amtlicher Bekanntmachungen des Gerichts beſtimmte Blatt; die Einrückung kann aus⸗ 
zugsweiſe geſchehen. Die Bekanntmachung gilt als bewirkt mit dem Ablauf des zweiten Tages nach 
der Ausgabe des die Einrückung oder die erſte Einrückung erhaltenden Blattes. 

Die Bekanntmachung iſt auszugsweiſe in den Staatsanzeiger einzurücken; auch kann das Gericht 
weitere Bekanntmachungen anordnen. 5 

Die öffentliche Bekanntmachung gilt als Zuſtellung an alle Beteiligten, auch wenn dieſes Geſetz 
neben ihr eine beſondere Zuſtellung vorſchreibt. ; 

In der Bekanntmachung ſoll der Schuldner genau bezeichnet werden, insbeſondere jollen ſeine An⸗ 
ſchrift und ſein Geſchäftszweig angegeben werden. 


$ 13. 

Der Schuldner, die Vertrauensperſon (S 40) und jeder Gläubiger können die Akten einjehen; 

der Schuldner und die Vertrauensperſon können ſich auch Abſchriften daraus erteilen laſſen. Auf die 

Akteneinſicht durch andere Perſonen findet die Vorſchrift des $ 299 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung 
entſprechende Anwendung. 

Gläubigern kann die Einſicht in ſolche Teile der Akten verfagt werden, deren Kenntnis für die 

Gläubiger ohne Bedeutung iſt oder deren Geheimhaltung nach Angabe des Schuldners für die Fort⸗ 

führung ſeines Unternehmens erforderlich iſt. 


J ͤtoÜ e al Bere 


T ne SL 
Die Entſcheidungen des Gerichts können nur inſoweit angefochten werden, als dieſes Geſetz es 
beſtimmt. — 8 i 
Soweit eine Anfechtung ſtattfindet, erfolgt ſie durch ſofortige Beſchwerde. Die Beſchwerdefriſt 
(Notfriſt) beträgt eine Woche. Sie beginnt mit der Verkündung der Entſcheidung; wenn dieſe nicht 
verkündet wird, mit der Zuſtellung. Eine weitere Beſchwerde findet nicht ſtatt. 


2. Abſchnitt. 
Eröffnung des Verfahrens. 
5 8 i 

Der Antrag auf Eröffnung des Vergleichverfahrens muß einen beſtimmten Vergleichsvorſchlag 

| enthalten und ergeben, ob und wie die Erfüllung des Vergleichs ſichergeſtellt werden ſoll. Der Vor⸗ 
. ſchlag muß dem § 6 genügen. 
| In dem Antrag hat der Schuldner anzugeben: 

1. ob innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Tage des Antrags im Inland das Konkurs⸗ 
verfahren oder das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes über ſein Vermögen 
rechtskräftig eröffnet oder die Eröffnung eines dieſer Verfahren mangels Maſſe rechtskräftig 
abgelehnt worden iſt; a ö d 

2. ob innerhalb derſelben Friſt von ihm der Offenbarungseid auf Grund des S 807 der 
Zivilprozeßordnung geleiſtet oder gegen ihn zur Erzwingung eines ſolchen Eides die Haft 
angeordnet worden iſt; 

3. wann und wo er geboren iſt. 

Zu Nr. 1 und 2 des Abſ. 2 iſt anzugeben, bei welchem Gerichte das Verfahren anhängig iſt oder 

wann und bei welchem Gericht es anhängig geweſen iſt. 
Die Richtigkeit der Angaben (Abſ. 2, 3) hat der Schuldner an Eides Statt zu verſichern oder 
durch öffentliche Urkunden nachzuweiſen. 
§ 16. 


en 


Dem Antrag ſind beizufügen: 

1. ein Verzeichnis der Gläubiger und der Schuldner unter Angabe der einzelnen Forderungen 

ö und Schulden? 

* 2. eine Überſicht des Vermögensſtandes des Schuldners; 

3. eine Erklärung des Schuldners darüber, ob innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage 
des Antrags zwiſchen ihm und ſeinem Ehegatten vor oder während der Ehe, ſeinen oder 
- feines Ehegatten Verwandten auf- und abſteigender Linie, ſeinen oder ſeines Ehegatten 
voll- und halbbürtigen Geſchwiſtern oder den Ehegatten einer dieſer Perſonen eine Ver⸗ 

5 mögensauseinanderſetzung ſtattgefunden hat, ſowie darüber, ob und welche Verfügungen 

2 f über Vermögensgegenſtände er innerhalb des letzten Jahres vor dem Tage des Antrags 

5 zugunſten einer dieſer Perſonen vorgenommen hat; Verfügungen, die ausſchließlich gebräuch⸗ 

3 liche Gelegenheitsgeſchenke zum Gegenſtande hatten, bleiben außer Betracht; 

4. die ſchriftliche Erklärung der Mehrheit der an dem Verfahren beteiligten Gläubiger, die zu⸗ 
gleich mehr als die Hälfte der Geſamtſumme der von dem Vergleiche betroffenen Forde- 
rungen darſtellen müſſen, daß ſie mit der Eröffnung eines Vergleichsverfahrens einverſtanden 
ſind; Gläubiger, deren Stimmen zugunſten eines Vergleichs nicht gezählt werden (S 64), 
bleiben bei der Berechnung der Mehrheiten außer Betracht; die Mehrheiten ſind auf Grund 
des Gläubigerverzeichniſſes (Nr. 1) zu berechnen; ö 

5. wenn für die Erfüllung des Vergleichs Sicherheit geleiſtet werden ſoll, die genaue Bezeich⸗ 
nung der Sicherheiten und, wenn die Sicherheit in einer Bürgſchaft beſteht, die Bürgſchafts⸗ 

erklärung; N a 

6. Die Erklärung des Schuldners, daß er bereit ſei, den Offenbarungseid zu leiſten. 


Der Antrag und ſeine Anlagen ſollen in zwei Stücken eingereicht werden. 


§ 17. 

In die Verzeichniſſe der Gläubiger und der Schuldner ($ 16 Abſ. 1 Nr. 1) ſind alle Gläubiger 
und Schuldner aufzunehmen. Gläubiger, deren Forderungen der Schuldner beſtreitet, und Schuldner, 
die ihre Schuld beſtreiten, ſind unter Angabe dieſer Tatſachen aufzuführen. Gläubiger, die von dem 
Verfahren nicht betroffen werden, ſind getrennt von den übrigen Gläubigern aufzuführen. Iſt einer 
der im § 16 Ab. 1 Nr. 3 genannten Angehörigen Gläubiger oder Schuldner, jo iſt dies anzugeben. 
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Ebenſo iſt anzugeben, wenn ein Gläubiger oder ein Schuldner mit dem Schuldner in einem Geſell⸗ 

ſchafts- oder anderen Gemeinſchaftsverhältniſſe ſteht; das Geſellſchafts- oder andere Gemeinſchafts⸗ 
verhältnis iſt genau zu bezeichnen. i 

Bei allen Gläubigern und Schuldnern iſt ihre Anſchrift anzugeben. Wohnt ein Gläubiger im 

Ausland oder iſt ſein Wohnort unbekannt, iſt jedoch dem Schuldner ein im Inland wohnender 

zur Empfangnahme von Zuſtellungen befugter Vertreter bekannt, ſo iſt auch deſſen Anſchrift anzugeben. 


§ 18. > 

In der Überfiht des Vermögensſtandes (§ 16 Abſ. 1 Nr. 2) müſſen ſämtliche Vermögens 
gegenſtände (Aktiva) und Verbindlichkeiten (Paſſiva) einzeln unter Angabe ihres Betrags oder Wertes 
aufgeführt und einander gegenübergeſtellt werden. Bei Forderungen iſt die Perſon des Schuldners, 
bei Verbindlichkeiten die Perſon des Gläubigers, bei beiden der Schuldgrund anzugeben. Bei allen 
Aktiven und Paſſiven ſind etwaige Nebenrechte, insbeſondere zur Sicherung übertragenes Eigentum, 
Hypotheken, Pfandrechte und Bürgſchaften ſowie Anſprüche aus zur Deckung erhaltenen oder begebenen 
Wechſeln zu bezeichnen, bei Forderungen auch die vorhandenen Beweismittel. Bei Paſſiven, deren 
Gläubiger im Falle des Konkurſes abgeſonderte Befriedigung beanſpruchen können, iſt auch die Höhe 
des mutmaßlichen Ausfalls anzugeben. Aneinbringliche oder zweifelhafte Aktiva find als ſolche kennt⸗ 
lich zu machen. 

Iſt der Schuldner Kaufmann, ſo hat er auch die letzte Bilanz einzureichen. 


§ 19. 

Anterläßt es der Schuldner, dem Antrag die im § 16 Abſ. 1 genannten Anlagen beizufügen, 
oder genügen der Antrag und die beigefügten Anlagen nicht den Vorſchriften des § 15, des § 16 
Abſ. 1 und der SS 17, 18, jo kann das Gericht, falls der Mangel entſchuldbar erſcheint, dem 
Schuldner eine Friſt zur Nachholung bewilligen. Die Friſt ſoll in der Regel nicht über eine Woche, 
im Falle des § 1 Abſ. 3 nicht über zwei Wochen, in keinem Falle aber über vier Wochen bemeſſen 
werden. ö 

\ § 20. 

Vor der Entſcheidung über den Antrag hat das Gericht unbeſchadet feiner Verpflichtung nach § 9, 
wenn der Schuldner Handel- oder Gewerbetreibender oder Landwirt iſt, die zuſtändige amtliche Be⸗ 
rufsvertretung des Handels (Induſtrie), Handwerks (Gewerbes) oder der Landwirtſchaft zu hören. Die 
Vertretung hat ſich über den Antrag unverzüglich, ſpäteſtens jedoch vor Ablauf einer Woche zu 
äußern; ſie kann eine beſtimmte Vertrauensperſon ($ 40) benennen. Das Gericht kann die Friſt 
auf Antrag der Vertretung um eine weitere Woche verlängern. 

Die Anhörung der Berufsvertretung unterbleibt, wenn der Eröffnung des Vergleichsverfahrens 
einer der im § 22 bezeichneten Gründe entgegenſteht und die Beſeitigung dieſes Grundes nicht 
möglich oder mit Sicherheit nicht zu erwarten iſt. 


§ 21. 
Nach Abſchluß der erforderlichen Ermittlungen, insbeſondere nach Eingang der Außerung der 
amtlichen Berufsvertretung oder nach Ablauf der im § 20 Abſ. 1, Satz 2, 3 bezeichneten Friſt, ent⸗ 
ſcheidet das Gericht, ob das Vergleichsverfahren zu eröffnen iſt. 


§ 22. 
Die Eröffnung iſt abzulehnen, e 

1. wenn den Erforderniſſen des $ 15, des § 16 Abſ. 1 oder der SS 17, 18 nicht genügt it 
und der Mangel auch nicht innerhalb der nach § 19 geſetzten Friſt beſeitigt wird; 

2. wenn der Schuldner flüchtig iſt oder ſich verborgen hält oder auf eine an ihn ergehende 
Ladung des Gerichts (§ 9) ohne genügende Entſchuldigung ausbleibt; 

3. wenn gegen den Schuldner wegen betrügeriſchen Bankrotts eine gerichtliche Unterſuchung oder 
ein wiederaufgenommenes Verfahren anhängig oder der Schuldner wegen betrügeriſchen 
Bankrotts rechtskräftig verurteilt iſt; 5 

4. wenn ſich, insbeſondere aus der Überſicht des Vermögensſtandes ($ 16 Abſ. 1 Nr. 2, $ 18), 
der nach §S 16 Abſ. 1 Nr. 3 vom Schuldner abzugebenden Erklärung oder aus der Bilanz 
(§ 18 Abſ. 2) ergibt, daß der Schuldner feinen Vermögensverfall durch Unredlichkeit oder 
Leichtſinn herbeigeführt hat, daß er den Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens 
böswillig verzögert hat oder daß der Vergleichsvorſchlag der Vermögenslage des Schuldners 
nicht entſpricht; ! 5 
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5. wenn das Vermögen des Schuldners unter Berückſichtigung der in dem Vergleichsvorſchlag 
übernommenen Verpflichtungen nicht ausreicht, um die gerichtlichen Koſten des Verfahrens 
einſchließlich der einer Vertrauensperſon zu gewährenden Vergütung zu decken; die Ablehnung 
unterbleibt, wenn ein zur Deckung dieſer Koſten ausreichender Geldbetrag bei Stellung des 
Antrags vorgeſchoſſen oder ſonſt hinreichend ſichergeſtelct wird. 


d § 23. 
Die Eröffnung kann abgelehnt werden, f 
1. wenn die Gläubiger bei einem Vergleiche, der auf einen ziffernmäßig beſtimmten teil⸗ 
weiſen Erlaß ihrer Forderungen lautet, nicht mindeſtens die Hälfte ihrer Forderungen er- 
halten ſollen und die amtliche Berufsvertretung das Angebot als unzureichend bezeichnet; 
2. wenn innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Tage des Antrags auf Eröffnung des 
Vergleichsverfahrens im Inland das Konkursverfahren oder das Vergleichsverfahren zur Ab— 
wendung des Konkurſes über das Vermögen des Schuldners rechtskräftig eröffnet oder man⸗ 
gels Maſſe rechtskräftig abgelehnt worden iſt; 
3. wenn innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem Tage des Antrags auf Eröffnung des Ver⸗ 
5 gleihsverfahrens der Schuldner im Inland den Offenbarungseid auf Grund des $ 807 der 
Zivilprozeßordnung geleiſtet hat oder im Inland gegen ihn zur Erzwingung dieſes Eides, 
die Haft angeordnet worden iſt. 


7 


§ 24. 

Wird die Eröffnung des Vergleichsverfahrens abgelehnt, ſo iſt zugleich über die Eröffnung des 
Konkursverfahrens zu entſcheiden. Für dieſe Entſcheidung gilt der Antrag auf Eröffnung des Vergleichs 
verfahrens als Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens, der nicht zurückgenommen werden kann. 

Gegen die Entſcheidung über die Eröffnung des Konkursverfahrens ſteht dem Schuldner die fo- 
fortige Beſchwerde zu. Mit ihr kann auch geltend gemacht werden, daß die on des e 
W zu Unrecht abgelehnt worden ſei. 

= § 25. 

In dem Beſchluſſe, durch den das PVergleihsverfahren eröffnet wird, iſt die Stunde der Er⸗ 
öffnung anzugeben. 

Iſt dies verſäumt worden, ſo gilt als Zeitpunkt der Eröffnung die Mittagsſtunde des Tages, 
an dem der Beſchluß erlaſſen worden iſt. 

§ 26. a 

Bei der Eröffnung des Vergleichsverfahrens iſt ein Termin zur Verhandlung über den Vergleichs⸗ 
vorſchlag zu beſtimmen. 

Der Vergleichstermin iſt nicht über einen Monat hinauszurücken. 
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Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat den Eröffnungsbeſchluß und den Vergleichstermin ſo⸗ 
fort öffentlich bekanntzumachen. 

Der Schuldner und die aus dem Gläubigerverzeichnis erſichtlichen, an dem Verfahren beteiligten 
Gläubiger ſowie die Vertrauensperſon ($ 40) ſind unter Bekanntmachung des Eröffnungsbeſchluſſes 
zu dem Vergleichstermine zu laden ($ 11). 

Der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens nebſt ſeinen Anlagen und das Ergebnis 
der etwaigen weiteren Ermittlungen wird auf der Geſchäftsſtelle zur Einſicht der Beteiligten (Abſ. 2) 
niedergelegt. In der öffentlichen Bekanntmachung und in der Ladung der Gläubiger iſt darauf hin⸗ 
zuweiſen. 
f 3. Abſchnitt. 

Wirkungen der Eröffnung des Vergleichs verfahrens. 
§ 28. 

Iſt ein gegenſeitiger Werliag zur Zeit der Eröffnung des Vergleichsverfahrens von dem Schuldner 
und von dem anderen Teile noch nicht oder noch nicht vollſtändig erfüllt, ſo kann jeder Vertragsteil 
mit Ermächtigung des Gerichts die Erfüllung oder die weitere Erfüllung ablehenen. 

Das Geſuch um Ermächtigung zur Ablehnung der Erfüllung oder der weiteren Erfüllung muß 
binnen zwei Wochen nach der öffentlichen Bekanntmachung des Eröffnungsbeſchluſſes (§S 27) bei dem 
Gericht angebracht werden. Vor der Entſcheidung ſoll das Gericht die beſtellte Vertrauensperſon (§ 40) 
und den Vertragsgegner hören. Dem Schuldner ſoll die Ermächtigung nur erteilt werden, wenn die 


Erfüllung oder die weitere Erfüllung des Vertrags das n oder die Ausführbarkeit des 
Vergleichs gefährden würde und die Ablehnung der Erfüllung dem anderen Teile keinen unverhältnis⸗ 
mäßigen Schaden bringt. N 

§ 29. 


Auf Miet⸗ und Pachtverträge, bei denen der Schuldner der Vermieter oder der Verpächter iſt, 
ſowie auf Dienſtverträge, bei denen der Schuldner der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete iſt, finden die 
Vorſchriften des §S 28 keine Anwendung. 

Auf Miet⸗ und Pachtverträge, bei denen der Schuld ner der Mieter oder der Pächter iſt 115 der 
Miet⸗ oder Pachtgegenſtand ihm vor der Eröffnung des Verfahrens bereits überlaſſen worden iſt, ſo⸗ 
wie auf Dienſtverträge, bei denen der Schuldner der Dienſtberechtigte iſt, finden die Vorſchriften des 
§ 28 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. An die Stelle der Befugnis zur Ablehnung der Erfüllung oder der weiteren Erfüllung tritt 
die Befugnis, das Vertragsverhältnis ohne Rückſicht auf eine vereinbarte Vertragsdauer 
unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen. 

2. Bei Mietverträgen über Grundſtücke oder ee kann nur der Schuldner gemäß Nr. 1 
kündigen. 

3. Wird ein Miet- oder ein Pachtvertrag auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen vorzeitig 
gekündigt, jo kann das dem Vermieter oder dem Verpächter nach den SS 559, 581, 585 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuſtehende Pfandrecht für einen infolge der vorzeitigen Beendi⸗ 
gung des Vertrags erwachſenden Schadenserſatzanſpruch nicht geltend gemacht werden. 


8 30 
Wird die Erfüllung oder die weitere Erfüllung eines gegenſeitigen Vertrags auf Grund des 
§ 28 abgelehnt, oder ein Miet⸗, Pacht⸗ oder Dienſtvertrag auf Grund des § 29 Abſ. 2 vorzeitig 
gekündigt, ſo kann der Vertragsgegner des Schuldners Schadenerſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
Er iſt mit dem Erſatzanſpruch am Vergleichsverfahren beteiligt und wird von dem Vergleiche betroffen, 


§ 31. 

Von der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens bis zur Rechtskraft der 
Entſcheidung, die das Verfahren beendet, iſt die Entſcheidung über einen Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens ausgeſetzt. 

§ 32. 

Nach der Eröffnung des Vergleichsverfahrens können die an ihm beteiligten Gläubiger Zwangs⸗ 
vollſtreckungen gegen den Schuldner nicht mehr vornehmen. Das gleiche gilt für ſolche Gläubiger, die 
nur deshalb an dem Vergleichsverfahren nicht beteiligt ſind, weil ihre Anſprüche nach Ss 63 der 
Konkursordnung im Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden können. 

8 33. 

Zwangsvollſtreckungen, die zur Zeit der Eröffnung des Vergleichsverfahrens zugunſten eines an 
ihm beteiligten Gläubigers gegen den Schuldner anhängig ſind, ſind für die Dauer des Verfahrens 
einſtweilen einzuſtellen. Das gleiche gilt für Zwangsvollſtreckungen zugunſten ſolcher Gläubiger, die nur 
deshalb an dem Vergleichsverfahren nicht beteiligt ſind, weil ihre Anſprüche nach 8 63 der Konkurs⸗ 
ordnung im Konkursverfahren nicht geltend gemacht werden können. 

Das Vergleichsrecht kann die endgültige Einſtellung und die Aufhebung der Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln auf Antrag der Vertrauensperſon anordnen, wenn die Verfügung über den von der Voll⸗ 
ſtreckung betroffenen Gegenſtand im Intereſſe der an dem Vergleichsverfahren beteiligten Gläubiger 
geboten iſt. 

8 34. 

Zwangsvollſtreckung (SS 32, 33) it auch die Vollziehung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen 

Verfügung. 5 ; 
Bus! 

Erhebt ein am Vergleichsverfahren beteiligter Gläubiger nach Eröffnung des Verfahrens Klage 
auf Leiſtung, ſo fallen ihm die Prozeßkoſten zur Laſt, wenn der Schuldner den Anſpruch ſofort aner⸗ 
kennt. Dies gilt nicht, wenn der Gläubiger bei der Erhebung der Klage die Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens nicht kannte oder aus beſonderen Gründen an alsbaldiger Erlangung der Arteils ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe hatte. 5 
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§ 36. 

Ein Gläubiger, der nach der Eröffnung des Vergleichsverfahrens Zwangsvollſtreckungen in das Ver⸗ 
mögen des Schuldners nicht mehr vornehmen kann (§ 32), bleibt zur Aufrechnung befugt; die Vor⸗ 
ſchriften der SS 54, 55 der Konkursordnung finden entſprechende Anwendung. Soweit die Auf⸗ 
rechnung hiernach ſtatthaft iſt, wird die Befugnis dazu durch die Wirkungen des Vergleichs nicht 
berührt. 

§ 37. 

Sit der Schuldner Kaufmann, fo hat er von der Zuſtellung des Beſchluſſes über die Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens bis zur Bekanntmachung des Beſchluſſes über die Beendigung des Ver⸗ 
fahrens ſeiner Firma den ausgeſchriebenen Zuſatz „im Vergleichsverfahren“ beizufügen. Auf den im 
$ 15a der Gewerbeordnung vorgeſehenen Gebrauch der Firma findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 
Die Vorſchriften des $ 32 und des $ 37 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs finden entſprechende An⸗ 
wendung. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat eine beglaubigte Abſchrift der Formel des Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes und der e welche das Vergleichsverfahren beendet, dem Regiſter⸗ 
a mitzuteilen. 

a 8 38. 
Der Schuldner darf während der Dauer des Verfahrens die vorhandenen Mittel nur inſoweit für 
ſich verbrauchen, als es zu einer beſcheidenen Lebensführung für ihn und ſeine Familie unerläßlich iſt. 


8 39. 

Die Verjährung der Anſprüche der an dem Vergleichsverfahren beteiligten Gläubiger iſt von 
der Eröffnung des Vergleichsverfahrens bis zur Rechtskraft der Entſcheidung, die das Verfahren be⸗ 
endet, gehemmt. N 

$ 40. 

Das Gericht hat bei der Eröffnung des Vergleichsverfahrens zur Prüfung der Verhältniſſe des 
Schuldners und zur Überwachung ſeiner Geſchäftsführung ſowie der Ausgaben für die Lebensführung 
des Schuldners und ſeiner Familie während des a eine oder mehrere Vertrauensperſonenm 
zu beſtellen. 

Von der Beſtellung einer Vertrauensperſon kann abgehen werden, wenn ſie aus beſonderen 
Gründen, insbeſondere wegen der Einfachheit und Klarheit der Verhältniſſe oder wegen des geringen 
Umfanges des Geſchäftsbetriebes des Schuldners, entbehrlich erſcheint. Eine Vertrauensperſon muß 
jedoch auch in dieſem Falle beſtellt werden, ſobald ein Gläubiegr oder der Schuldner es beantragt oder 
ſich im Laufe des Verfahrens herausſtellt, daß die Vorausſetzungen des Satz 1 nicht oder nicht mehr 
vorliegen. 

: § 41. 

Die Vertrauensperſon wird vom Gericht ausgewählt. 

Die im § 16 Abſ. 1 Nr. 4 genannte Gläubigermehrheit kann eine beſtimmte Vertrauensperſon 
vorſchlagen, ſolange nicht eine andere beſtellt iſt. Das gleiche gilt nach der Entlaſſung einer beſtellten 
Vertrauensperſon (§ 45 Abſ. 2). Einem ſolchen Vorſchlag iſt ſtattzugeben, es ſei denn, daß die vor⸗ 
geſchlagene Perſon ablehnt oder daß Tatſachen vorliegen, die ſie als ungeeignet erſcheinen laſſen. Der 
Beſchluß, durch den die Beſtellung einer vorgeſchlagenen Vertrauensperſon abgelehnt wird, iſt zu be⸗ 
gründen und den Gläubigern, die den Vorſchlag gemacht haben, zuzuſtellen. Wird der Vorſchlag nicht 
mit dem Antrag ($ 15) verbunden, jo find vor der ee der Schuldner und die zuſtändige 
amtliche Berufsvertretung (S 20) zu hören. 

8 42. 

Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat den Namen der Vertrauensperſon öffentlich bekannt⸗ 
zumachen und dem Schuldner und den aus dem Gläubigerverzeichnis erſichtlichen, an dem Verfahren 
beteiligten Gläubigern ohne beſondere Form mitzuteilen. Die Vorſchriften des § 11 Abſ. 2 und 
des § 12 Abſ. 3 finden entſprechende Anwendung. 


§ 43. 
Der Vertrauensperſon iſt eine urkundliche Beſcheinigung über ihre Beſtellung zu erteilen. Die 
Beſcheinigung iſt bei Beendigung des Amtes dem Gerichte zurückzugeben. 
€ 8 44. 


Die Vertrauensperſon iſt für die Erfüllung ihrer Pflichten dem Schuldner und den am Verfahren 
beteiligten Gläubigern verantwortlich. 
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8 45. / 4 
Die Vertrauensperſon ſteht unter der Aufſicht des Gerichts. i i 
Das Gericht kann gegen fie Ordnungsſtrafen im Betrage von drei bis zu eintauſend Gulden feſt⸗ 
ſetzen und ſie aus wichtigen Gründen ihres Amtes entheben. Als ein wichtiger Grund ſoll es | 
namentlich angeſehen werden, wenn der Gläubigerausſchuß oder in einer Gläubigerverſammlung die | 
im $ 16 Abſ. 1 Nr. 4 bezeichnete Mehrheit der Gläubiger die Entlaſſung beantragt. | 
Vor der Entſcheidung iſt die Vertrauensperſon zu hören. 5 | 
Gegen die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe ſteht der Vertrauensperſon die ſofortige Beſchwerde 
zu. Das Vergleichsgericht kann der Beſchwerde abhelfen. A 


§ 46. 
Die Vertrauensperſon kann von dem Schuldner die Erſtattung angemeſſener barer Auslagen und 
eine angemeſſene Vergütung für ihre Geſchäftsführung verlangen. s g 
Die Höhe der Auslagen und der Vergütung ſetzt das Vergleichsgericht feſt. N | 
Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Das Vergleichsgericht kann der Be⸗ 1 
ſchwerde abhelfen. 


Der Senat kann für die der Vertrauensperſon zu gewährende Vergütung allgemeine Anordnungen 
treffen. g 


5 


i § 47. 

Der Schuldner hat der Vertrauensperſon von der Aufnahme eines Darlehens oder dem Erwerbe 
von Gegenſtänden auf Kredit Anzeige zu machen. Er hat der Vertrauensperſon Einſicht in ſeine Bücher 
und Geſchäftspapiere zu geſtatten; er und ſeine Angeſtellten haben ihr alle erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. Die Vertrauensperſon iſt berechtigt, die Geſchäftsräume des Schuldners zu betreten 
und dort Nachforſchungen anzuſtellen. 

Die Vertrauensperſon hat dem Gerichte ſofort anzuzeigen, wenn ihr Tatſachen bekannt werden, die 
ein Einſchreiten des Gerichts, insbeſondere den Erlaß von Verfügungsbeſchränkungen, die Einſtellung des 
Vergleichsverfahrens oder die Verwerfung des Vergleichs, zu rechtfertigen vermögen. Sie hat dem 
Gericht auf Erfordern jederzeit Auskunft zu erteilen und in dem Vergleichstermin über die Sachlage 
insbeſondere über die Ausſichten auf Erfüllung des Vergleichs zu berichten. 


§ 48. 

Zur Unterſtützung und Überwachung der Vertrauensperſon kann das Gericht aus der Zahl der 
an dem Vergleichsverfahren beteiligten Gläubiger oder ihrer Vertreter einen Gläubigerausſchuß be- 
ſtellen, wenn der beſondere Umfang der Unternehmens des Schuldners dies geboten erſcheinen läßt. 
Ein Gläubigerausſchuß iſt zu beſtellen, wenn der Schuldner, die im § 16 Abſ. 1 Nr. 4 bezeichnete ; 
Gläubigermehrheit oder die Vertrauensperſon es beantragen. i 

Das Gericht kann die Beſtellung zum Mitglied des Ausſchuſſes jederzeit widerrufen. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes ſind für die Erfüllung ihrer Pflichten dem Schuldner und den 
an dem Vergleichsverfahren beteiligten Gläubigern verantwortlich. 

Ein Beſchluß des Ausſchuſſes iſt gültig, wenn die Mehrheit der Mitglieder an der Beſchlußfaſſung 
teilgenommen hat und der Beſchluß mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt worden iſt. 


5 a f § 49. a 
Die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes ſind berechtigt, die Bücher und Geſchäftspapiere des 
Schuldners und der Vertrauensperſon einzuſehen und Aufklärung über hierbei ſich ergebende Fragen 
zu verlangen. Sie haben dem Gerichte ſofort anzuzeigen, wenn ihnen Tatſachen bekannt werden, 
die eine Entlaſſung der Vertrauensperſon, ein Einſchreiten des Gerichts gegen den Schuldner, ins- 
beſondere den Erlaß von Verfügungsbeſchränkungen, die Einſtellung des Vergleichsverfahrens oder die 
Verwerfung des Vergleichs, zu rechtfertigen vermögen. 


§ 50. 
Bei der Eröffnung des Vergleichsverfahrens hat das Gericht zu prüfen, ob und welche Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen dem Schuldner aufzuerlegen ſind. 
Das Gericht kann jederzeit während des Verfahrens von Amts wegen oder auf Antrag der 
Vertrauensperſon, eines Mitglieds des Gläubigerausſchuſſes oder eines an dem Verfahren beteiligten 
Gläubigers Verfügungsbeſchränkungen anordnen. 


§ 51. 
Die Verfügungsbeſchränkungen können darin beſtehen, daß an den Schuldner ein allgemeines 
Veräußerungsverbot erlaſſen wird, oder daß dem Schuldner die Verfügung über einzelne Vermögens⸗ 
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gegenſtände verboten wird. Die Wirkungen dieſer Maßnahmen beſtimmen ſich ausſchließlich nach den 
Vorſchriften der SS 54 bis 57. 
§ 52. 8 
Auf das allgemeine Veräußerungsverbot finden die Vorſchriften des $ 25 entſprechende Anwendung. 
Das allgemeine Veräußerungsverbot iſt nach Maßgabe des S 12 öffentlich bekanntzumachen und 
dem Schuldner ſowie ſeinen Schuldnern nach Maßgabe des $ 11 zuzuſtellen. 


§ 53. 

Das allgemeine Veräußerungsverbot iſt in das Grundbuch einzutragen: 

1. bei den Grundſtücken, als deren Eigentümer der Schuldner im Grundbuch eingetragen iſt; 

2. bei den für den Schuldner eingetragenen Rechten an Grundſtücken oder an eingetragenen 
Rechten, wenn nach der Art des Rechtes und den obwaltenden Umſtänden bei Unterlaſſung 
der Eintragung eine Beeinträchtigung der an dem Vergleichsverfahren beteiligten Gläubiger 
zu beſorgen iſt. 

Das Vergleichsgericht hat, ſoweit ihm ſolche Gtunbftüde oder Rechte bekannt ſind, das Grund- 
buchamt von Amts wegen um die Eintragung zu erſuchen; die Eintragung kann auch von der Ver- 
trauensperſon beantragt werden. 

Erwirbt der Schuldner während des Beſtehens des allgemeinen Veräußerungsverbots ein Grund⸗ 
ſtück, ein Recht an einem Grundſtück oder ein Recht an einem ſolchen Rechte, ſo finden die Vorſchriften 
der Abſ. 1 und 2 entſprechende Anwendung. 


Die Eintragung von Vermerken auf Grund der vorſtehenden Vorſchriften geſchieht gebührenfrei. 


§ 54. 

Das allgemeine Veräußerungsverbot hat die Wirkung, daß Verfügungen, die der Schuldner nach 
ſeinem Erlaß über ſein Vermögen trifft, den am Vergleichsverfahren beteiligten Gläubigern gegen⸗ 
über unwirkſam ſind. 

Hat der Schuldner eine Verfügung am Tage des Erlaſſes des allgemeinen un 
getroffen, ſo wird vermutet, daß er ſie nach dem Erlaſſe des Verbots getroffen habe. 

Die Vorſchriften der SS 892, 893 des Bürgerlichen Geſetzbuches bleiben unberührt. 


8 5 

Das Verbot der Verfügung über einzelne Vermögensgegenſtände hat die Wirkung, daß die Ver⸗ 
fügung über den Gegenſtand den am Vergleichsverfahren beteiligten Gläubigern gegenüber unwirkſam 
iſt. Die Vorſchrift des §S 135 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet Anwendung. 

Iſt dem Schuldner die Verfügung über ein Grundſtück, ein Recht an einem Grundſtück oder ein 
Recht an einem ſolchen Rechte verboten worden, fo finden die Vorſchriften des §S 53 Abſ. 1, 2, 4 
entſprechende Anwendung. 

Iſt dem Schuldner die Verfügung über einen Anſpruch, insbeſondere die Einziehung einer Forde- 
rung, verboten worden, jo iſt das Verbot auch dem Verpflichteten nach Maßgabe des $ 11 zuzuſtellen; 
dabei hat ihm das Gericht zugleich die Leiſtung an den Schuldner zu verbieten. 


§ 56. 
Einem Schuldner des Schuldners gegenüber werden Verfügungsbeſchränkungen, ſoweit ſich nicht 
. aus den Vorſchriften des $ 893 des Bürgerlichen Geſetzbuchs anderes ergibt, erſt mit dem Zeitpunkt 
wirkſam, in dem ſie ihm bekannt werden. Iſt die Anordnung der Verfügungsbeſchränkung dem 
Schuldner des Schuldners zugeſtellt ($ 52 Abſ. 2, $ 55 Abſ. 3) oder das allgemeine Veräußerungs⸗ 
verbot öffentlich bekanntgemacht (§S 52 Abſ. 2), jo wird die Kenntnis vermutet. 


8 7. 
Eine Verfügungsbeſchränkung ſteht der Wirkſamkeit einer Verfügung nicht entgegen, wenn die 
Vertrauensperſon der Verfügung zuſtimmt. Das Gericht kann Abweichendes beſtimmen. 


§ 58. 


Eine angeordnete Verfügungsbeſchränkung iſt aufzuheben, wenn für ſie kein Bedürfnis mehr 
beſteht. 


Die Aufhebung iſt in derſelben Weiſe zuzuſtellen, öffentlich bekanntzumachen und in das Grund⸗ 
buch einzutragen wie die Anordnung (§S 52 Abſ. 2, § 53, § 55 Abi. 2, 3). 
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4. Abſchnitt. 
Verhandlung im Vergleichstermine. 


Ss 59. 

In dem Vergleichstermine wird über den Vergleichsvorſchlag verhandelt, das Stimmrecht der 
Forderungen, ſoweit es beſtritten wird, feſtgeſtellt und abgeſtimmt. Die an dem Vergleichsverfahren 
nicht beteiligten Gläubiger können in dem Vergleichstermin erſcheinen und ſind auf ihren Antrag zu 
hören. . ; 

§ 60. 

Ein am Verfahren beteiligter Gläubiger, deſſen Forderung in das Gläubigerverzeichnis (8 16 
Abſ. 1 Nr. 1, § 17) nicht aufgenommen iſt, wird bei der Abſtimmung nach Maßgabe des 8 62 be- 
rücksichtigt, wenn er ſeine Forderung bis zum Beginne der Abſtimming über den Vergleichsvorſchlag 
ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle anmeldet. 

Die Anmeldung hat den Betrag und den Grund der Forderung zu enthalten; urkundliche Be⸗ 
weisſtücke ſind in Arſchrift oder in Abſchrift der Anmeldung beizufügen und im Vergleichstermine 
vorzulegen. 

Der Arkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat das Gläubigerverzeichnis 19 755 den Anmeldungen zu 
berichtigen. 

§ 61. 
Der Schuldner hat in dem Vergleichstermine perſönlich zu erſcheinen. 
Er darf ſich nur vertreten laſſen, wenn er glaubhaft macht, daß ihn beſondere Gründen am Er⸗ 
ſcheinen verhindern. 
f Auf Verlangen eines am Verfahren beteiligten Gläubigers hat der Schuldner im Vergleichs 
termine den Offenbarungseid dahin zu leiſten, daß er nach beſtem Wiſſen ſein Vermögen und ſeine 
Verbindlichkeiten ſo vollſtändig angegeben habe, als er dazu imſtande ſei. 


Die Forderungen der am Verfahren beteiligten 51 5 an der Hand des berichtigten 
Gläubigerverzeichniſſes erörtert; der Schuldner hat ſich über ſie zu erklären. 

Soweit gegen eine Forderung weder der Schuldner noch ein beteiligter Gläubiger noch die Ver⸗ 
trauensperſon Widerſpruch erhebt, gilt ſie als ſtimmberechtigt. Soweit widerſprochen wird, iſt zu er⸗ 
örtern, ob und zu welchem Betrag ein Stimmrecht gewährt werden ſoll. Einigen ſich der Schuldner, 
die im Termin erſchienenen, am Vergleichsverfahren beteiligten Gläubiger und die Vertrauensperſon 
nicht, ſo entſcheidet das Gericht. Es kann ſeine Entſcheidung auf Antrag des Schuldners, eines im 
Termin erſchienenen, am Verfahren beteiligten Gläubigers oder der Vertrauensperſon bis zum Be⸗ 
ginne der Abſtimmung über den Vergleichsvorſchlag ändern. Die Wirkung der Entſcheidung be⸗ 
ſchränkt ſich auf die Frage des Stimmrechts. 

In gleicher Weiſe entſcheidet das Gericht, ob und zu welchem Betrag aufſchiebend bedingte For⸗ 
derungen, ſowie Forderungen, für die abgeſonderte Befriedigung beanſprucht wird, zum Stimmen be⸗ 
rechtigen. 

Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle hat nach der Erörterung einer jeden Forderung das Er⸗ 
gebnis in das Verzeichnis der Gläubiger einzutragen. Soweit gegen eine Forderung weder der Schuldner 
noch ein an dem Verfahren beteiligter Gläubiger noch die Vertrauensperſon Widerſpruch erhoben 
hat, iſt in dem Verzeichnis zu vermerken, daß die Forderung anerkannt iſt. 

§ 63. 
Zum Abſchluß eines Vergleichs iſt erforderlich, daß 
1. die Mehrheit der ſtimmberechtigten Gläubiger dem Vergleiche zugeſtimmt und 
2. die Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger i drei Vierteile 
der Forderungen der ſtimmberechtigten Gläubiger beträgt. 
Die Mehrheiten berechnen ſich nach dem berichtigten Gläubigerverzeichniſſe. 

Lautet der Vergleichsvorſchlag auf einen ziffernmäßig beſtimmten teilweiſen Erlaß der Forde⸗ 
rungen und gewährt er den Gläubigern nicht mindeſtens die Hälfte ihrer Forderungen, ſo muß die 
nach Abſ. 1 Nr. 2 erforderliche Geſamtſumme der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger min⸗ 
deſtens vier Fünfteile der Forderungen der ſtimmberechtigten Gläubiger betragen. 

Soll der Vergleich nur auf Stundung bis zur Dauer von längſtens einem Jahre nach der Be⸗ 
ſtätigung, allein oder in Verbindung mit einem Erlaſſe von Zinſen für die Dauer der Stundung, 
gehen, jo genügt es, wenn die nach Abſ. 1 Nr. 2 erforderliche Geſamtſumme mehr als die Ba der 
Geſamtſumme der Forderungen der ſtimmberechtigten Gläubiger beträgt. 0 


§ 64. 

Bei der Berechnung der Mehrheiten bleibt der Ehegatte des Schuldners außer Betracht, wenn 
er für den Vergleich geſtimmt hat. 5 5 a 

Das gleiche gilt von dem, dem der Ehegatte des Schuldners nach der Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens oder in dem letzten Jahre vorher eine Forderung gegen den Schuldner abgetreten hat, ſo⸗ 
weit das Stimmrecht auf der abgetretenen Forderung beruht. Dieſe Vorſchrift findet keine An⸗ 
wendung, wenn der Ehegatte zu der Abtretung durch Geſetz oder durch einen Vertrag verpflichtet war, 
der früher als ein Jahr vor der Eröffnung des Vergleichsverfahrens geſchloſſen worden iſt. 


§ 65. 
Ein Gläubiger kann dem Vergleichsvorſchlag auch ſchriftlich zuſtimmen; die Erklärung iſt nur 
zu berückſichtigen, wenn ſie dem Gerichte bis zum Schluſſe der Abſtimmung zugegangen iſt. 


Ss 66. 

Der Vergleichstermin kann auf Antrag von drei Vierteilen der erſchienenen, am Verfahren be- 
teiligten Gläubiger vertagt werden, wenn zu erwarten iſt, daß der neue Termin zu einem Vergleiche 
führen wird. Der Termin kann ferner vertagt werden, wenn der Schuldner ſich in ihm zuläſſigerweiſe 
hat vertreten laſſen (8 61 Abſ. 2) und die Leiſtung des Offenbarungseids verlangt wird (8 61 Abſ. 3). 
Der neue Termin iſt alsbald zu beſtimmen und ſoll in der Regel nicht über zwei Wochen hinaus 
anberaumt werden. 

5. Abſchnitt. 
Entſcheidung über die Beſtätigung des Vergleichs. 
Wirkung des beſtätigten Vergleichs. 5 
8 5 8 67. 
Der angenommene Vergleich bedarf der Beſtätigung des Gerichts. ER EEE 
Das Gericht hat vor der Beſtätigung den Schuldner, die Vertrauensperſon und den Gläubiger⸗ 
ausſchuß zu hören. a I 

Die Entſcheidung über die Beſtätigung iſt in dem Vergleichstermin oder in einem alsbald zu be⸗ 

ſtimmenden, nicht über eine Woche hinaus anzuſetzenden Termine zu verkünden. 5 


§ 68. 


Der Vergleich iſt zu verwerfen, a 
1. wenn die für den Inhalt und den Abſchluß des Vergleichs gegebenen Vorſchriften ſowie die 
Vorſchriften über das nach der Eröffnung zu beobachtende weitere Verfahren in einem we⸗ 
ſentlichen Punkte nicht beobachtet worden ſind und das Fehlende nicht ergänzt werden kann; 
2. wenn der Schuldner flüchtig iſt oder ſich verborgen hält, wenn gegen ihn eine gerichtliche 
Unterfuhung oder ein Wiederaufnahmeverfahren wegen betrügeriſchen Bankrotts anhängig iſt, 
oder wenn ſich ergibt, daß er wegen betrügeriſchen Bankrotts rechtskräftig verurteilt worden iſt. 
Auf Antrag eines an dem Verfahren beteiligten Gläubigers iſt der Vergleich zu verwerfen, 
1. wenn er unlauter, insbeſondere durch Begünſtigung eines Gläubigers zuſtande gebracht 
worden iſt; ü a 
2. wenn er dem gemeinſamen Intereſſe der beteiligten Gläubiger widerſpricht. 
Das Gericht kann eine Glaubhaftmachung der den Antrag (Abſ. 2) begründenden Tatſachen er⸗ 
fordern. g 
§ 69. . 
Wird der Vergleich beſtätigt, ſo iſt zugleich das Vergleichsverfahren aufzuheben. Die Aufhebung 
it nach Maßgabe des § 12 öffentlich bekanntzumachen. 5 
War eine Verfügungsbeſchränkung angeordnet worden, ſo verliert ſie für die Zukunft ihre Kraft. 
§ 58 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. a i 
Mit der Aufhebung des Vergleichsverfahrens endet das Amt der Vertrauensperſon und der 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes. Ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens, über den die 
Entſcheidung nach § 31 ausgeſetzt war, gilt als nicht geſtellt. 


. § 70. 

Hat ein Gläubiger ſpäter als am dreißigſten Tage vor der Stellung des Antrags auf Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens durch Zwangsvollſtreckung eine Sicherung oder Befriedigung erlangt, ſo wird, 
ſofern die Vorausſetzungen des § 3 Abſ. 2 oder 3 zutreffen, mit der Beſtätigung des Vergleichs die 
Sicherung unwirkſam und es iſt das zur Befriedigung Erlangte nach den Vorſchriften über die Heraus⸗ 
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gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. Der Tag der Stellung des Antrags auf 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens wird in die Friſt nicht eingerechnet. Zwangsvollſtreckung iſt 
auch die Vollziehung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. 


§ 71. 


Wird der Vergleich verworfen, ſo iſt zugleich über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu 
entſcheiden. Für dieſe Entſcheidung gilt der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens als An⸗ 
trag auf Eröffnung des Konkursverfahrens, der nicht zurückgenommen werden kann. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung über die Eröffnung des Konkursverfahrens ſteht dem Schuldner die ſofortige Beſchwerde 
zu. Mit ihr kann auch geltend gemacht werden, daß der Vergleich zu Anrecht verworfen worden ſei. 

Die Entſcheidung, die den Vergleich verwirft, und die Entſcheidung über die Eröffnung des 
Konkursverfahrens werden erſt mit der Rechtskraft wirkſam 


8 2 i 
Der Beſchluß, durch den der Vergleich verworfen wird, iſt, wenn der Konkurs nicht eröffnet wird, 
nach Rechtskraft dem Schuldner, der Vertrauensperſon und jedem an dem Verfahren beteiligten 
Gläubiger zuzuſtellen und nach Maßgabe des § 12 öffentlich bekanntzumachen. 
Die Vorſchriften des $ 69 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 1 finden entſprechende Anwendung. 


5 § 73. 

Der beſtätigte Vergleich iſt wirkſam für und gegen alle an dem Verfahren beteiligten Gläubiger, 
auch wenn ſie an dem Verfahren nicht teilgenommen oder gegen den Vergleich geſtimmt haben. 

Die Rechte der Gläubiger gegen Mitſchuldner und Bürgen des Schuldners ſowie die Rechte aus 
einem für die Forderung beſtehenden Pfandrecht, aus einer für ſie beſtehenden Hypothek, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld oder aus einer zu ihrer Sicherung eingetragenen Vormerkung werden, unbeſchadet 
der Vorſchrift des § 70, durch den Vergleich nicht berührt. 


§ 74. 


Der Vergleich wirkt nach Maßgabe des § 73 auch für und gegen die Forderungen aus einer 
Freigebigkeit des Schuldners. 

Die für die Zeit von der Eröffnung des Verfahrens bis zur Beſtätigung des Vergleichs lau⸗ 
fenden Zinſen der von dem Vergleiche betroffenen Forderungen ſowie die Koſten, welche den von dem 
Vergleiche betroffenen Gläubigern durch die Teilnahme an dem Verfahren oder eine nach S 70 wirkungs⸗ 
los werdende Vollſtreckungsmaßregel erwachſen ſind, gelten, wenn nicht der Vergleich etwas anderes be- 
ſtimmt, mit der Beſtätigung des Vergleichs als erlaſſen. 


8 75. 


Aus dem beſtätigten Vergleich in Verbindung mit einem Auszug aus dem berichtigten Gläubiger⸗ 
verzeichniſſe findet wegen der darin als anerkannt vermerkten Forderungen gegen den Schuldner und 
die Perſonen, die in dem Vergleiche für ſeine Erfüllung neben dem Schuldner ohne Vorbehalt der 
Einrede der Vorausklage Verpflichtungen übernommen haben, die Zwangsvollſtreckung unter ent 
ſprechender Anwendung der SS 724 bis 793 der Zivilprozeßordnung ſtatt. 

Für Klagen auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ſowie für Klagen, durch welche eine die For⸗ 
derung ſelbſt betreffende Einwendung geltend gemacht oder der bei der Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel als bewieſen angenommene Eintritt der Vorausſetzungen für ihre Erteilung beſtritten wird, iſt 
das Amtsgericht, bei dem das Vergleichsverfahren anhängig war, und, wenn der Streitgegenſtand 
die Zuständigkeit des Amtsgerichts überſteigt, das Landgericht ausſchließlich zuſtändig, zu deſſen Be⸗ 
zirke das Vergleichsgericht gehört. 


§ 76. 
Der Vergleich verliert für alle von ihm betroffenen Gläubiger, unbeſchadet der ihnen durch den 
Vergleich gewährten Rechte, ſeine Wirkung, wenn der Schuldner wegen vorſätzlicher Verletzung der 
Eidespflicht bei Leiſtung des ihm nach § 61 auferlegten Eides oder im Zuſammenhange mit dem 
Vergleichsverfahren wegen betrügeriſchen Bankrotts oder deswegen rechtskräftig verurteilt wird, weil 
er die im $ 15 Abſ. 4 vorgeſchriebene Verſicherung an Eides Statt vorſätzlich falſch abgegeben hat. 
Auf Antrag eines von dem Vergleiche betroffenen Gläubigers kann das Gericht, bei dem das 
Vergleichsverfahren anhängig war, auch ſchon vor der rechtskräftigen Verurteilung des Schuldners 
Sicherungsmaßregeln anordnen, insbeſondere Verbote nach Maßgabe der SS 51 bis 58 erlaſſen. 
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8 77. 5 5 
Jeder von dem Vergleiche betroffene Gläubiger kann, unbeſchadet der durch den Vergleich ge— 
währten Rechte, den Vergleich anfechten, wenn er durch Betrug zuſtande gekommen ift und der Gläu- 
biger ohne ſein Verſchulden außerſtande war, den Anfechtungsgrund im Vergleichsverfahren ein⸗ 
ſchließlich des Beſtätigungsverfahrens geltend zu machen. f | 
§ 78. 


Es kann nicht deshalb auf Aufhebung des Vergleichs geklagt werden, weil der Vergleich nicht er⸗ 
füllt wird. 


6. Abſchnitt. 
Einſtellung des Verfahrens. 
§ 79. 


Das Vergleichsverfahren iſt einzuſtellen, 

1. wenn der Schuldner den Antrag zurücknimmt; die Rücknahme des Antrags it bis zur Be⸗ 
endigung der Abſtimmung über den Vergleichsvorſchlag zuläſſig; 

2. wenn vor dem Zuſtandekommen des Vergleichs ($ 63) das Vergleichsverfahren unzuläſſig 
wird (§ 22) oder ſich ergibt, daß die Eröffnung des Verfahrens hätte abgelehnt werden 

müſſen und das Fehlende nicht ergänzt werden kann; 

3. wenn der Schuldner einem nach 8 51 erlaſſenen Verbote vorſätzlich zuwiderhandelt; 

4. wenn der Schuldner der Vertrauensperſon oder einem Mitglied des Gläubigerausſchuſſes die 
Einſicht in ſeine Bücher und Geſchäftspapiere oder ohne genügenden Grund eine Auskunft 
oder eine Aufklärung verweigert; 

5. wenn der Schuldner durch einen nach Lage der Sache unangemeſſenen Aufwand der Vorſchrift 
des § 38 zuwiderhandelt; 

6. wenn der Schuldner in dem Vergleichstermine nicht erſcheint und, ſoweit dies zuläſſig iſt, 
ſich auch nicht vertreten läßt; 

7. wenn der Schuldner die Leiſtung des Offenbraungseids ($ 61) verweigert; f 

8. wenn ſich im Vergleichstermine die zum Abſchluß des Vergleichs erforderliche Mehrheit nicht 

ergibt und ein Antrag auf Vertagung des Termins nicht geſtellt oder abgelehnt wird. 

In den Fällen der Nr. 6 und 7 kann die Einſtellung unterbleiben, wenn drei Vierteile der in dem 
Termin erſchienenen, am Verfahren beteiligten Gläubiger mit der Fortſetzung des Verfahrens ein⸗ 
verſtanden ſind. Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, ſo iſt alsbald ein neuer Vergleichstermin zu 
beſtimmen, der in der Regel nicht über zwei Wochen hinaus anberaumt werden ſoll. 

Im Falle der Nr. 6 darf der Einſtellungsbeſchluß erſt am dritten Werktag nach dem Terminstag 
erlaſſen werden. Macht der Schuldner vor dem Erlaſſe des Beſchluſſes dem Gerichte glaubhaft, daß 
er oder, ſoweit Vertretung zuläſſig war, ſein Vertreter durch einen auch bei äußerſter Sorgfalt nicht 
zu vermeidenden Zufall an der Wahrnehmung des Termins verhindert worden iſt und auch keine 
Möglichkeit hatte, dies dem Gerichte vor dem Termin anzuzeigen, ſo unterbleibt die Einſtellung, und 
es iſt ein neuer Vergleichstermin anzuberaumen, der in der Regel nicht über zwei Wochen hinaus 
angeſetzt werden ſoll. 

S 80. 


Wird das Verfahren eingeſtellt, fo iſt zugleich über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu 
entſcheiden. Für dieſe Entſcheidung gilt der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens als An⸗ 
trag auf Eröffnung des Konkursverfahrens, der nicht zurückgenommen werden kann. Gegen die 
Entſcheidung über die Eröffnung des Konkursverfahrens ſteht dem Schuldner die ſofortige Beſchwerde 
zu. Mit ihr kann auch geltend gemacht werden, daß die Einſtellung des Vergleichsverfahrens zu Unrecht 
erfolgt ſei. 

Die Entſcheidung über die Einſtellung des Vergleichsverfahrens und die Entſcheidung über die 
Eröffnung des Konkursverfahrens werden erſt mit der Rechtskraft wirkſam. 


§ 81. 


Der Beſchluß, durch den das Vergleichsverfahren eingeſtellt wird, iſt, wenn der Konkurs nicht 
eröffnet wird, nach Rechtskraft dem Schuldner, der Vertrauensperſon und jedem an dem Verfahren 
beteiligten Gläubiger zuzuſtellen und nach Maßgabe des § 12 öffentlich bekanntzumachen. Die Vor⸗ 
ſchriften des S 69 Abi. 2, Abſ. 3 Satz 1 finden entſprechende Anwendung. 


7. Abſchnitt. 
Überleitung des Vergleichsverfahrens in das Konkursverfahren. 
8 82. N : 
Wird bei Ablehnung der Eröffnung des Vergleichsverfahrens, bei der Verwerfung des Ver⸗ 
gleichs oder bei der Einſtellung des Vergleichsverfahrens das Konkursverfahren eröffnet, ſo gelten 
die Vorſchriften der SS 83 bis 87. 
5 5 8 83. n f 8 
Die im 8 32 vorgeſehene Beſchränkung der Rechte der Gläubiger bleibt wirkſam. Ein na 
§ 51 erlaſſenes Verbot gilt als zugunſten der Konkursgläubiger erlaſſen. 


§ 84. 

Hat ein Gläubiger ſpäter als am dreißigſten Tage vor der Stellung des Antrags auf Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens durch Zwangsvollſtreckung eine Sicherung oder Befriedigung erlangt, ſo 
wird, ſofern die Vorausſetzungen des $ 3 Abſ. 2 oder 3 zutreffen, mit der Eröffnung des Konkurs- 
verfahrens die Sicherung unwirkſam und iſt das zur Befriedigung erlangte nach den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. Der Tag der Stellung 
des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens wird in die Friſt nicht eingerechnet. Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt auch die Vollziehung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfügung. 


i a i ö § 85. i 
Die gerichtlichen Koſten des Vergleichsverfahrens ſowie der Anſpruch der Vertrauensperſon auf 
Erſatz ihrer Auslagen und auf Vergütung (S 46) gehören zu den Maſſekoſten im Sinne des § 58 
Nr. 1, 2 der Konkursordnung. 
S 86. 

Anſprüche aus Darlehen, die der Schuldner während der Dauer des Vergleichsverfahrens zur 
Fortführung feines Geſchäfts, insbeſondere zur. Bezahlung von Löhnen oder ähnlichen Forderungen, 
oder im Intereſſe des Zuſtandekommens oder der Ausführung eines Vergleichs, insbeſondere zur Be⸗ 
friedigung von Kleingläubigern, mit Zuſtimmung der Vertrauensperſon aufgenommen hat, gehören zu 
den Maſſeſchulden im Sinne des $ 59 Nr. 1 der Konkursordnung. i 


§ 87. 

Soweit die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung im Konkurſe von der Kenntnis des An⸗ 
trags auf Eröffnung des Konkursverfahrens abhängt, ſteht die Kenntnis des Antrags auf Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens der Kenntnis des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens gleich. 

In die im § 31 Nr. 2, in den 88 32, 33, 55 Nr. 3 und im 8 183 Abſ. 2 der Konkursordnung 
bezeichneten Friſten wird die ſeit der Eröffnung des Vergleichsverfahrens verſtrichene Zeit nicht einge⸗ 
rechnet. 


8. Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen. 
§ 88. 


Bei Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, anderen juriſtiſchen Perſonen 
und Vereinen, die als ſolche verklagt werden können, iſt die Einleitung des Vergleichsverfahrens nach 
der Auflöſung unzuläſſig. i f 

§ 89. 
Für offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
gelten folgende beſondere Vorſchriften: 5 

1. Die Einleitung des Vergleichsverfahrens iſt unzuläſſig, wenn die Geſellſchaft aufgelöſt iſt. 

2. Der Vergleichsvorſchlag muß von allen perſönlich haftenden Geſellſchaftern gemacht werden. 

3. Soweit es für die Eröffnung oder die Fortſetzung des Verfahrens auf das Verhalten des 
Schuldners ankommt, genügt es, wenn ein die Ablehnung der Eröffnung, die Verwerfung 
des Vergleichs oder die Einſtellung des Verfahrens rechtfertigender Grund in der Perſon 
eines perſönlich haftenden Geſellſchafters, in den Fällen des $ 79 Abſ. 1 Nr. 3 bis 7 in der 
Perſon eines zur Vertretung berechtigten Geſellſchafters vorliegt; dies gilt insbeſondere von 
der Rücknahme des Antrags. en a 

4. Der Vergleich begrenzt, ſoweit er nichts anderes feſtſetzt, zugleich den Umfang der per⸗ 
ſönlichen Haftung des Geſellſchafters. I . RE? 


ig a ve a es re 


PIE 


In dem Vergleichsverfahren über das Pidg ide fhgen eines perſönlich haftenden. Geſellſchafters 
einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien ſind die Geſellſchaftsgläubiger, wenn über das Geſellſchaftsvermögen das Vergleichsverfahren 
oder das Konkursverfahren eröffnet worden iſt, nur in Höhe des Betrags beteiligt, für den ſie in dem 
Verfahren über das Geſellſchaftsvermögen keine Befriedigung erhalten. § 62 al, 3 findet entſpre⸗ 
chende Anwendung. 

Das Vergleichsverfahren über das Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſteht im Sinne des $ 212 der Kon⸗ 
kursordnung dem Konkursverfahren gleich. 

ee § 91. i 

Für eingetragene Genoſſenſchaften, die den Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erwerbs⸗ 
und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften, unterliegen, gelten folgende beſondere Vorſchriften: 

1. Die Einleitung des Vergleichsverfahrens iſt unzuläſſig, wenn die Genoſſenſchaft aufge⸗ 
löſt iſt. 

2. Zur Stellung des Antrags iſt jedes Mitglied des Vorſtandes berechtigt. Wird der Antrag 
nicht von allen Vorſtandsmitgliedern geſtellt, ſo hat das Gericht vor der Entſcheidung die 
Vorſtandsmitglieder, welche den Antrag nicht geſtellt haben, zu hören. 

3. In dem Verzeichnis der Gläubiger und der Schuldner (§S 16 Abſ. 1 Nr. 1) iſt anzugeben, 
wenn ein Gläubiger Mitglied der Genoſſenſchaft iſt; das gleiche gilt für eine Anmeldung 
gemäß S 60. In dem Antrag iſt weiter anzugeben, welchem Reviſionsverbande die Genoſſen⸗ 
ſchaft angehört oder innerhalb der letzten drei Jahre vor der Stellung des Antrags angehört 
hat; hat die Genoſſenſchaft innerhalb dieſer Zeit keinem Reviſionsverband angehört, ſo 
iſt der Reviſionsverband anzugeben, in deſſen Bezirke die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat. 
Der Antrag und ſeine Anlagen ſollen in drei Stücken eingereicht werden. 

4. Der Reviſionsverband, dem die Genoſſenſchaft angehört, iſt vor der Entſcheidung über den 
Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens nach Maßgabe des § 20 ſowie vor der 
Entſcheidung über die Beſtellung einer von der Gläubigermehrheit vorgeſchlagenen Vertrauens⸗ 
perſon (S 41 Abſ. 2) zu hören. Die Eröffnung des Vergleichsverfahrens kann gemäß 8 23 
Nr. 1 abgelehnt werden, wenn der Reviſionsverband das Angebot als unzureichend bezeichnet. 

Gehört die Genoſſenſchaft keinem Reviſionsverband an, jo ſtehen die im vorſtehenden 
Abſatz bezeichneten Rechte dem Reviſionsverbande, dem die Genoſſenſchaft innerhalb der 
letzten drei Jahre vor der Stellung des Antrags angehört hat, oder, wenn ſie auch in dieſer 
Zeit keinem Reviſionsverband angehört hat, dem Reviſionsverbande zu, in deſſen Bezirke 
die Genoſſenſchaft ihren Sitz hat. Kommen hiernach mehrere Reviſionsverbände in Betracht, 
ſo ſteht die Auswahl dem Gerichte zu. 

5. Zum Abſchluß eines Vergleichs iſt erforderlich, daß die Gläubiger, die Mitglieder der Ge⸗ 
noſſenſchaft ſind, und die Gläubiger, die nicht Mitglieder der Genoſſenſchaft ſind, dem Ver⸗ 
gleiche geſondert mit den im § 63 feſtgeſetzten Mehrheiten zuſtimmen. 

6. Hat ein Genoſſe ſeinen Austritt aus der Genoſſenſchaft erklärt oder der Gläubiger eines 
Genoſſen das Kündigungsrecht ausgeübt, ſo ſcheidet der Genoſſe nicht vor dem Schluſſe des 
Geſchäftsjahres aus, in dem das Vergleichsverfahren endet oder, wenn in einem Vergleich 
eine Stundung bewilligt wird, die Stundung abläuft. Die Erklärung des Genoſſen oder 
des Gläubigers über den Austritt oder die Kündigung iſt ſpäteſtens ſechs Wochen vor dem 
Ende des Geſchäftsjahrs, mit deſſen Schluſſe der Genoſſe ausſcheidet, oder, wenn das Ver⸗ 
gleichsverfahren innerhalb der letzten ſechs Wochen dieſes Jahres endet, unverzüglich zu der 
Liſte der Genoſſen einzureichen. Der Jahresſchluß zu dem der Genoſſe ausſcheidet, iſt erſt 
nach Beendigung des Vergleichsverfahrens in die Liſte der Genoſſen einzutragen; iſt er bereits 
früher eingetragen, ſo iſt nachträglich zu vermerken, daß ein Vergleichsverfahren eröffnet 
worden iſt. 

§ 92. 

Für das Vergleichsverfahren zur ng des Nachlaßkonkurſes gelten folgende bejondere 
Vorſchriften: 

5 1. Zur Stellung des Antrags it mit Ausnahme der Nachlaßgläubiger berechtigt wer die 
Eröffnung des Konkurſes beantragen kann. Die Vorſchriften des S 217 Abſ. 3 und des 8. 
218 Abſ. 2 der Konkursordnung gelten entſprechend. Mehrere Erben können den Antrag nur 
gemeinſchaftlich ſtellen. 
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2. Der Antrag kann vor der Annahme der Erbſchaft geſtellt werden. 5 

3. Der Antrag kann nicht mehr geſtellt werden, wenn der Erbe oder einer der Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten allen oder einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftet 
oder wenn der Nachlaß geteilt iſt. 7 

4. In Anſehung der Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten wirkt das Vergleichs 
verfahren und ein in dem Verfahren geſchloſſener Vergleich wie der Nachlaßkonkurs und ein 
in dem Konkursverfahren geſchloſſener Zwangsvergleich. 

5. Soweit es für die Eröffnung oder die Fortſetzung des Verfahrens auf das Verhalten des 
Schuldners ankommt, genügt es, wenn ein die Ablehnung der Eröffnung, die Verwerfung 
des Vergleichs oder die Einſtellung des Verfahrens rechtfertigender Grund in der Perſon, 
eines von mehreren Miterben vorliegt. 

6. Die im § 226 Abſ. 2 und 4 der Konkursordnung genannten Gläubiger find an dem Ver⸗ 
gleichsverfahren nicht beteiligt und werden von einem Vergleiche nicht betroffen; ſie können 
jedoch während der Dauer des Vergleichsverfahrens in den Nachlaß keine Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung vornehmen, insbeſondere Arreſte und einſtweilige Verfügungen nicht vollziehen. 

7. Die Beteiligung der Nachlaßgläubiger an einem Vergleichsverfahren über das Vermögen 
des Erben oder des Ehemanns der Erben beſtimmt ſich nach den im $ 234 der Konkurs- 
ordnung für die Beteiligung an einem Konkursverfahren gegebenen Vorſchriften. 


§ 93. i 
Auf das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes über das Gejamtgut einer fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft finden die Vorſchriften des § 92 entſprechende Anwendung. Vor der Ent⸗ 
ſcheidung über den Antrag auf Eröffnung des Verfahrens ſind die Anteilsberechtigten Abkömmlinge, 
ſoweit tunlich, zu hören. 


Ss 94. 

Ein Vergleichsverfahren zum Zwecke der Abwendung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
einer Verſicherungsunternehmung, die der Beaufſichtigung nach Maßgabe des Geſetzes über die privaten 
Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (Reichsgeſetzblatt Seite 931) unterliegt, findet 
nicht ſtatt. 

9. Abſchnitt. 
Strafvorſchriften. 
§ 95. 

Wer in einem Verfahren auf Herbeiführung eines Vergleichs zur Abwendung des Konkurſes 
erdichtete Forderungen geltend macht, um ſich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildernden Umſtänden mit Gefängnis oder 
mit Geldſtrafe beſtraft. 

§ 96. : 

Ein Gläubiger, der ſich beſondere Vorteile dafür gewähren oder verſprechen läßt, daß er bei 
der Abſtimmung über den Vergleichsvorſchlag in einem beſtimmten Sinne ſtimmt, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe beſtraft. 


10. Abſchnitt. 
Schluß- und bergangsvorſchriften. 
8 97. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 
Der $ 202 erhält die Faſſung: 

Auf das Koſtenfeſtſetzungsverfahren, das Mahnverfahren, das Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren, das Konkursverfahren und das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes find. 
die Ferien ohne Einfluß. 

8 98. 


Der $ 3 Abſ. 2 des Geſetzes betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen außerhalb des Kon⸗ 
kursverfahrens, in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (R. G. Bl. S. 709) — ein⸗ 
geführt durch das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes vom 30. März 1926 
(G. Bl. S. 109) — bleibt, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 101 Abſ. 2 dieſes Geſetzes, in Kraft. 
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§ 99. 
Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin geändert: 
1. Im $ 1 treten an die Stelle der Worte „oder die Konkursordnung“ die Worte „die Konkurs⸗ 
ordnung oder das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes.“ 
2. Der dritte Abſchnitt erhält die Überſchrift: f 
Gebühren im Konkursverfahren und im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes. 
3. Im $ 40 werden hinter den Worten „im Konkursverfahren“ die Worte eingefügt „und im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes“. 
4. Hinter § 48 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 


§ 48 a. 
Für das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes wird die volle Gebühr 
($ 8) erhoben. Die Gebühr ermäßigt ſich auf die Hälfte, wenn das Verfahren ſich ohne 
Anberaumung eines Vergleichstermins erledigt. 

Wird das Vergleichsverfahren in das Konkursverfahren überoelettet (§ 82 des Ge⸗ 
ſetzes über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes), ſo wird die im Vergleichs⸗ 
verfahren gemäß Abſ. 1 entſtandene Gebühr auf die im § 42 beſtimmte Gebühr ange⸗ 
rechnet. Wird bei Beendigung des Vergleichsverfahrens die Eröffnung des Konkursver⸗ 
fahrens abgelehnt, jo wird die Gebühr des S 41 nicht erhoben. 

Für das Verfahren zur Abnahme des Offenbarungseides gemäß § 61 Abſ. 3 des 
Geſetzes über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes wird eine Gebühr nicht er⸗ 
hoben. d 
5 48 b. 
Die im § 48 a Abſ. 1 beſtimmten Gebühren werden nach dem Werte der Aktiven 
(S 18 des Geſetzes über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes) zur Zeit der 
Stellung des Antrages auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens erhoben. Überiteigt 
der Wert der Aktiven den Geſamtbetrag der Forderungen der am Verfahren beteiligten 
Gläubiger, ſo iſt der letztere maßgebend. 
§ 486. 
Für das Verfahren in der Beſchwerdeinſtanz findet §S 38 Abſ. 2 mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß nur die halbe Gebühr erhoben wird. 
. Sm $ 74 werden hinter den Worten „in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten“ die Worte einge⸗ 
fügt „im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes“. . 
6. Hinter S 78 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 
§ 78a. 
Im Vergleichsverfahren zur Abwendung des we it Schuldner der Gebühren 
und Auslagen der Vergleichsſchuldner. 
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i § 100. 
Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin ge⸗ 


1. Im $ 1 treten an die Stelle der Worte „oder die Konkursordnung“ die Worte „die Kon⸗ 
kursordnung oder das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des Konkurſes.“ 
2. Der dritte Abſchnitt erhält die Überſchrift: 
Gebühren im Konkursverfahren und im Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon⸗ 
kurſes. 
3. Im $ 53 werden hinter den Worten „im Konkursverfahren“ die Worte eingefügt „und im 
Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes.“ 


4. Hinter § 61 wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


§ 61a. 

Der Rechtsanwalt erhält für die Tätigkeit im Vergleichsverfahren zur Abwendung 
des Konkurſes die Sätze des $ 9. Die Gebühr verringert ſich um die Hälfte, wenn ſich 
die Vertretung vor dem Vergleichstermin erledigt. 

Für die Vertretung in der Beſchwerdeinſtanz erhält der Rechtsanwalt den Satz des 
§ 41 Nr. 1. 


Ta 
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N Die Gebühren werden bei der Vertretung des Schuldners nach dem Betrage der 
Aktiven (§ 48 b des Gerichtskoſtengeſetzes) und bei der Vertretung eines Gläubigers nach 
dem Werte der Forderung unter entſprechender Anwendung des § 148 des Konkurs⸗ 
ordnung berechnet. 


§ 101. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. September 1931 in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes tritt das Geſetz über den Vergleich zur Abwendung des 
Konkurſes vom 30. März 1926 (G. Bl. S. 109) außer Kraft. N 

Vergleichsverfahren, in denen Anträge auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes auf Grund der §8 4 bis 7 des Geſetzes vom 30. März 1926 bereits zugelaſſen 
ſind, werden nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 30. März 1926 durchgeführt. 


Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer. Dumont. 
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94 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: | 

Beleh, 

über die Pflicht zum Antrag auf Eröffnung des Konkurſes oder des gerichtlichen Vergleichs verfahrens. 4 

8 f Vom 30. Juni 1931. 5 | 

| 


Artitell. 

Die Bekanntmachung betreffend die zeitweilige Außerkraftſetzung einzelner Vorſchriften des Han⸗ | 
delsgeſetzbuches ufw., vom 8. Auguſt 1914 (Reichsgeſetzblatt Seite 365) wird aufgehoben. 4 

Artikel II. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch wird wie folgt geändert und ergänzt: 
1. Im $ 42 Abſatz 2 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „die Eröffnung des Konkurſes“ die 
Worte „die Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens“. g 
2.8 53 erhält folgende Faſſung: N | f 

Die Liquidatoren haben im Falle der berſchuldung die Eröffnung des Konkursverfahrens 
zu beantragen. . 

Liquidatoren, welche die ihnen nach dem Abſatz 1 und den SS 50 bis 52 obliegenden f 
Verpflichtungen verletzen oder vor der Befriedigung der Gläubiger Vermögen den Anfallbe⸗ N 
rechtigten ausantworten, ſind, wenn ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, den Gläubigern für 
den daraus entſtehenden Schaden verantwortlich; ſie haften als Geſamtſchuldner. f 

3. Im $ 1980 Abſatz 1 treten an die Stelle des erſten Satzes folgende Sätze: f 
ö Hat der Erbe von der Überſchuldung des Nachlaſſes Kenntnis erlangt, ſo hat er unver⸗ | 
züglich die Eröffnung des Konkursverfahrens, oder, ſofern nach $ 92 der Vergleichsordnung 

ein ſolcher Antrag zuläſſig iſt, die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens über den f 
Nachlaß zu beantragen. Verletzt er dieſe Pflicht, ſo iſt er den Gläubigern für den daraus ent⸗ f 
ſtehenden Schaden verantwortlich. 


f Artikel III. | 
Das Handelsgeſetzbuch wird wie folgt geändert und ergänzt: 9 
„ S 240 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 1 
5 f Wird die Geſellſchaft zahlungsunfähig, ſo hat der Vorſtand ohne ſchuldhaftes Zögern, 10 
ſpäteſtens aber zwei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Eröffnung des Kon⸗ 2 
kursverfahrens oder die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen; ent- 
% ſprechendes gilt, wenn ſich bei der Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz 
5 ergibt, daß das Vermögen nicht mehr die Schulden deckt. Eine ſchuldhafte Verzögerung des 
75 Antrages liegt nicht vor, wenn der Vorſtand die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsver⸗ 
ji fahrens mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns betreibt. ; 
2.8 241 Abſatz 3 Ziffer 6 erhält folgende Faſſung: 
6. Zahlungen geleiſtet werden, nachdem die Zahlungsunfähigkeit der Geſellſchaft eingetreten 
ha iſt oder ihre Überſchuldung ſich ergeben hat. Dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nach 
N 5 dieſem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns vereinbar ſind. 
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3. Im $ 298 wird hinter Abſatz 1 folgender neuer Abſatz eingefügt: 333 
Ergibt ſich die Zahlungsunfähigkeit der aufgelöſten Geſellſchaft, ſo haben die Liquida⸗ 
toren die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beantragen; dasſelbe gilt, wenn ſich bei der 
Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz ergibt, daß das Vermögen nicht mehr 
die Schulden deckt. 
Die Abſätze 2 bis 4 werden Abſätze 3 bis 5. 


4.8 315 Abſatz 1 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 


2. Die Mitglieder des Vorſtandes, wenn entgegen der Vorſchrift des 8 240 Abſatz 2 der Antrag 


auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens unterblie⸗ 
ben iſt. n 
Ferner erhält Abſatz 1 folgende Ziffer 3: \ 
3. die Liquidatoren, wenn entgegen der Vorſchrift des § 298 Abſatz 2 der Antrag auf Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens unterblieben iſt. 
5.8 325 Ziffer 8 erhält folgende Faſſung: ö 
8. über die Stellung des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens. ; 
f 5 Artikel IV. a 
Das Geſetz betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 
1.8 64 erhält folgende Faſſung: 0 
Wird die Geſellſchaft zahlungsunfähig, ſo haben die Geſchäftsführer ohne ſchuldhaftes 
Zögern, ſpäteſtens aber zwei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Eröffnung 
des Konkursverfahrens oder die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen; 
entſprechendes gilt, wenn ſich bei der Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz 


ergibt, daß das Vermögen nicht mehr die Schulden deckt. Eine ſchuldhafte Verzögerung des 


Antrags liegt nicht vor, wenn. die Geſchäftsführer die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichs⸗ 
verfahrens mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns betreiben. 

Die Geſchäftsführer ſind der Geſellſchaft zum Erſatz von Zahlungen verpflichtet, die 
nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Geſellſchaft oder nach Feſtſtellung ihrer Über⸗ 
ſchuldung geleiſtet werden. Dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nach dieſem Zeitpunkt mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns vereinbar ſind. Auf den Erſatzanſpruch finden 
die Beſtimmungen im § 43 Abſatz 3 und 4 entſprechende Anwendung. 


2 erhält folgende Faſſung: 
Ergibt ſich die Zahlungsunfähigkeit der aufgelöſten Geſellſchaft, ſo haben die Liquida⸗ 


toren die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beantragen; dasſelbe gilt, wenn ſich bei den 


Aufſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz ergibt, daß das Vermögen nicht 
mehr die Schulden deckt. i | 

Sie haben ſofort bei Beginn der Liquidation und demnächſt in jedem Jahre eine Bilanz 
aufzuſtellen. 

Im übrigen haben die Liquidatoren die aus SS 36, 37, $ 41 Abſatz 1, 8 43 Abſatz 1, 
2 und 4, 8 49 Abſatz 1 und 2, § 64 Abſatz 2 ſich ergebenden Rechte und Pflichten der 
Geſchäftsführer. 

3.8 84 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Mit Gefängnis bis zu drei Monaten und zugleich mit Geldſtrafe werden beſtraft: 

1. die Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, wenn entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des § 64 Abſatz 1 der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens oder des 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens unterlaſſen iſt; eh 

2. die Liquidatoren einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, wenn entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des $ 71 Abſatz 1 der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens unterlaſſen iſt. 

Im Abſatz 3 werden hinter dem Worte „Konkursverfahrens“ die Worte „oder des 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens“ eingefügt. 


Artikel V. 
Das Geſetz betreffend die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 0 ö 93 


. 
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1. 8 99 erhält folgende Faſſung: 

Wird die Genoſſenſchaft zahlungsunfähig, jo hat der Vorſtand ohne ſchuldhaftes Zögern, 
ſpäteſtens aber zwei Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, die Eröffnung des Kon- 
kursverfahrens oder die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu beantragen. Eine 
ſchuldhafte Verzögerung des Antrags liegt nicht vor, wenn der Vorſtand die Eröffnung des 
gerichtlichen Vergleichsverfahrens mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns betreibt. 

Die Mitglieder des Vorſtandes ſind der Genoſſenſchaft nach Maßgabe des § 34 zum 
Erſatze von Zahlungen verpflichtet, die nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der Genoſſen⸗ 
ſchaft geleiſtet werden. Dies gilt nicht von Zahlungen, die auch nach dieſem Zeitpunkt mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns vereinbar ſind. 0 

Die Anſprüche auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen verjähren in fünf Jahren. 

2. § 118 erhält folgende Faſſung: 5 

Ergibt ſich die Zahlungsunfähigkeit der aufgelöſten Genoſſenſchaft, fo haben die Li⸗ 
quidatoren die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beantragen; dasſelbe gilt, wenn aus 
der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Jahres aufgeſtellten Bilanz ſich eine Über⸗ 
ſchuldung der aufgelöſten Genoſſenſchaft ergibt. 

Die Liquidatoren find der Genoſſenſchaft nach Maßgabe des § 34 zum Erſatze von 
Zahlungen verpflichtet, die nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit der aufgelöſten Genoſſen⸗ 
ſchaft oder nach Feſtſtellung ihrer Überſchuldung geleiſtet werden. Dies gilt nicht von Zah⸗ 
lungen, die auch nach dieſem Zeitpunkt mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmanns 
vereinbar ſind. 

Soweit ſich nicht aus den Abſätzen 1, 2 ein anderes ergibt, gelten die in dieſem Ab⸗ 
ſchnitt hinſichtlich des Vorſtandes getroffenen Beſtimmungen auch hinſichtlich der Liquidatoren. 

3. § 140 erhält folgende Faſſung: 

Das Konkursverfahren findet bei beſtehender Genoſſenſchaft außer dem Falle der Zah⸗ 
lungsunfähigkeit in dem Falle der Überſchuldung ſtatt, ſofern dieſe ein Viertel des Betrags 
der Haftſumme aller Genoſſen überſteigt. Der Vorſtand hat, wenn eine ſolche Überſchuldung 
ſich aus der Jahresbilanz oder aus einer im Laufe des Jahres aufgeſtellten Bilanz ergibt, 
ohne ſchuldhaftes Zögern, ſpäteſtens aber zwei Wochen nach dieſem Zeitpunkt, die Eröffnung 
des Konkursverfahrens oder die Eröffnug des gerichtlichen Vergleichsverfahrens zu bean⸗ 
tragen. Eine ſchuldhafte Verzögerung des Antrags liegt nicht vor, wenn der Vorſtand die 
Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens mit der Sorgfalt eines ordentlichen Ge— 
ſchäftsmanns betreibt. Die Vorſchriften des § 99 Abſatz 2 und 3, § 100 finden entſprechende 
Anwendung. 


4. § 142 Abſatz 1 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
In der gleichen Weiſe können die Gläubiger von den Mitgliedern des Vorſtandes oder 
den Liquidatoren Erſatz beanſpruchen, wenn dieſe entgegen den Vorſchriften im $ 99 Abſatz 
2, § 118 Abſatz 2, $ 140 Satz 4 Zahlungen geleiſtet haben, nachdem die Zahlungsunfähig- 
keit der Genoſſenſchaft eingetreten iſt oder ihre Überſchuldung ſich ergeben hat. 
5. § 148 Abſatz 1 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 

2. die Mitglieder des Vorſtandes, wenn entgegen den Vorſchriften in den SS 99, 140 der 
Antrag auf Eröffnung des Sa oder des gerichtlichen Vergleichsverfahrens 
unterlaſſen iſt; 

Abſatz 1 erhält ferner folgende Ziffer 3: 

3. die Liquidatoren, wenn entgegen der Vorſchrift des $ 118 der Antrag auf Eröffnung des 
Konkursverfahrens unterlaſſen iſt. | 


Artikel VI. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. September 1931 in Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Wiercinski⸗Keiſer. Dumont. 
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5 14 Abf. 1 erhält folgende Faffung: 
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Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Anderungen in der Krankenverſicherung. 
Vom 3. 7. 1931. f 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
8 Artikel l. 


Wählbar als Vertreter der Verſicherten iſt, wer bei dem Verſicherungsträger verſichert iſt, 
in der Krankenverſicherung auch, wer auf Grund des 8 178 ausgeſchieden iſt. 
a) $ 25 erhält folgenden neuen Abſ. 4: 
Der Senat beſtimmt, inwieweit Mittel für den Beſuch von Verſammlungen, die den geſetz— 
lichen Zwecken der Reichsverſicherung dienen, verwendet werden dürfen. 
b) $ 363 Abſ. 2 fällt weg. 


. $ 27 e erhält folgende Faſſung: 


Die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden über einen vom Senat feſtgeſetzten Koſten⸗ 
betrag hinaus bedarf der Genehmigung des Landesverſicherungsamts. 

Das gleiche gilt für die Einrichtung von Zahnkliniken, Erholungs⸗ und Geneſungsheimen, 
Kranken⸗ und ſonſtigen Anſtalten. 


. 28 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


Rückſtände haben das Vorzugsrecht des $ 61 Nr. 1 der Konkursordnung und des § 10 
Abſ. 1 Ziffer 2 des Geſetzes über die Zwangs verſteigerung und die Zwangsverwaltung. 


8 30 erhält folgende Faſſung: 


Das Auffſichtsrecht der Aufſichtsbehörde erſtreckt ſich darauf, daß Geſetz und Satzung jo be- 
obachtet werden, wie es der Zweck der Verſicherung erfordert. Das gilt nicht, ſoweit die Verſiche⸗ 
rungsträger nach ihrem Ermeſſen zu verfügen berechtigt ſind. 

Die Aufſichtsbehörden ſind an allgemeine Weiſungen der oberſten Verwaltungsbehörde ge— 
bunden. Der Senat kann für die Ausübung des Aufſichtsrechts Richtlinien erlaſſen. 


S 31 erhält folgenden neuen Abſ. 4: 


Bei nicht ordnungsmäßiger Geſchäftsführung, ſowie bei Gefährdung der Leiſtungsfähigkeit 
des Verſicherungsträgers kann die Aufſichtsbehörde die Befugnis der Organe auf Koſten des 
Verſicherungsträgers einem Beauftragten übertragen. Vor der Anordnung iſt dem Verſicherungs⸗ 


träger Gelegenheit zur Außerung zu geben. Die Anordnung darf nur auf ſolange getroffen werden, 


10. 


It, 


wie es der Zwed erfordert und bedarf, wenn fie über ein Jahr gelten ſoll, der Genehmigung des 
Senats. Der Verſicherungsträger hat gegen die Anordnung binnen zwei Wochen die Beſchwerde 
beim Senat. i 


.$ 119 Abſ. 1 erhält folgende neue Nr. 5: 


5. der baren Leiſtungen, die im Falle des § 370 an Stelle der ärztlichen Behandlung gewährt 
werden. 


S 147 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Zuwiderhandlungen gegen die Strafvorſchriften dieſes Geſetzes, für welche die Gerichte nicht 
zuſtändig ſind, verjähren in einem Jahre. 


Hinter § 165 a wird folgender neue § 165 b eingefügt: 


Wer die für die Verſicherungspflicht nach §S 165 Abſ. 2 maßgebende Verdienſtgrenze über- 
ſchreitet, ſcheidet mit dem Tage der Überſchreitung aus der Verſicherungspflicht aus. Tritt die 
berſchreitung durch rückwirkende Zulage ein, ſo iſt für das Ausſcheiden der Tag maßgebend, an 
dem dieſe Zulage erſtmalig gezahlt wird. i 


Hinter § 177 wird folgender neue § 178 eingefügt: 


§ 178. 
Die Verſicherungsberechtigung (SS 176, 313) erliſcht in allen Fällen, wenn das regelmäßige 
jährliche Geſamteinkommen 10 500 Gulden überſteigt. 
8 180 erhält folgende Faſſung: 
Die baren Leiſtungen der Kaſſe werden nach einem Grundlohn bemeſſen. Als Grundlohn 


gilt der auf den Kalendertag entfallende Teil des Arbeitsentgelts. Hierbei iſt der Arbeitsentgelt 
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bis zum Betrage von 12,50 Gulden für den Kalendertag zu berückſichtigen; ſoweit er dieſen 
Betrag überſteigt, bleibt er außer Anſatz. Für die Berechnung iſt die Woche zu ſieben, der Monat 
zu dreißig und das Jahr zu dreihundertſechzig Tagen anzuſetzen. { 

Die Satzung ſetzt den Grundlohn Felt: 
1. nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt der einzelnen Verſicherten oder 
2. nach Lohnſtufen; dabei iſt der Grundlohn innerhalb jeder Lohnſtufe auf die Mitte zwiſchen 
dem höchſten und dem niedrigſten Satz der Lohnſtufe feſtzuſetzen; geringere Abweichungen 
zur Vereinfachung der Berechnung ſind zuläſſig. Die Feſtſetzung der Lohnſtufe und des Grund⸗ 
5 lohns bedarf der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts, oder 
3. nach Mitgliederklaſſen; für die Feſtſetzung des Grundlohns iſt, wenn für die Klaſſe ein Tarif⸗ 
lohn vereinbart iſt, dieſer, ſonſt der durchſchnittliche Tagesentgelt der Klaſſe maßgebend. Die 
Beſtimmung bedarf der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts. 

Die Satzung kann mehrere dieſer Berechnungsarten nebeneinander anwenden. Der Vor⸗ 
ſtand kann neben der Berechnung nach Lohnſtufen und Mitgliederklaſſen für einzelne Gruppen 
von Verſicherten oder für einzelne Betriebe den wirklichen Arbeitsverdienſt als Grundlohn 
beſtimmen. 

Läßt ſich für Perſonen, die der Verſicherung freiwillig beitreten, hiernach kein Grund⸗ 
lohn ermitteln, ſo beſtimmt den Grundlohn der Vorſtand. 

12. § 181 fällt weg. 
13. a) Im $ 182 Nr. 2 erhält der zweite Halbſatz folgende Faſſung: 
es wird vom vierten Tage der Arbeitsunfähigkeit an gewährt. 
b) Derſelbe Paragraph erhält folgenden Abſ. 2: 

Die Krankenpflege muß ausreichend und zweckmäßig ſein; ſie darf jedoch das Maß des 

Notwendigen nicht überſchreiten. 


14. § 183 erhält folgenden neuen Abſ. 2: N 

Endet die Arbeitsunfähigkeit an einem Sonntag oder einem itaatli allgemein anerkannten 
Feiertag, ſo wird dieſer Tag für das Krankengeld nicht mitgezählt. 50 

Der bisherige Abſ. 2 wird Abſ. 3. 

15. a) Im 8 186 Satz 1 fallen die Worte „von ſeinem Arbeitsverdienſt“ weg. 
b) $ 186 erhält folgenden Abſ. 2: 
Dies gilt auch, wenn die Kaſſe den Verſicherten in einem Genejungs-, Erholungs- oder 

Kurheim unterbringt. 5 f 

16. $ 187b fällt weg. 
17. a) 8 189 erhält folgende Faſſung: ö f 

Der Anſpruch auf Kranken- und Hausgeld ruht, wenn und ſoweit der Verſicherte während 
der Krankheit Arbeitsentgelt erhält. Für ſolche Verſicherte hat die Satzung die Beiträge ent⸗ 
ſprechend zu kürzen, ſie kann zugleich das Krankengeld ($ 182 Abſ. 1 Nr. 2) nach Wegfall des 
Arbeitsentgelts auf 60 vom Hundert des Grundlohns erhöhen. Zuſchüſſe des Arbeitgebers zum 
Kranken- oder Hausgeld gelten auch dann nicht als Arbeitsentgelt, wenn ſie auf einer Verpflich⸗ 
tung beruhen. 

Erhält ein Verſicherter Krankengeld gleichzeitig aus einer anderen Verſicherung, ſo hat die 
Krankenkaſſe ihre Leiſtung ſoweit zu kürzen, daß das geſamte Krankengeld des Mitgliedes den 
Durchſchnittsbetrag ſeines täglichen Arbeitsverdienſtes nicht überſteigt. Die Satzung kann die 
Kürzung ganz oder teilweiſe ausſchließen. b 

18. $ 191 erhält folgende Faſſung: 

Die Satzung kann das Krankengeld für Verſicherte mit Angehörigen, die der Verſicherte 
bisher ganz oder überwiegend unterhalten hat und die mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft leben, 
durch Zuſchläge erhöhen. Der Zuſchlag darf für den Ehegatten zehn vom Hundert und für jeden 
ſonſtigen Angehörigen fünf vom Hundert des Grundlohns nicht überſteigen. 

Die Satzung kann das Krankengeld ($ 182 Abſ. 1 Nr. 2) von der ſiebenten Woche der 
Arbeitsunfähigkeit an bis auf ſechzig vom Hundert des Grundlohns erhöhen; ſie kann die Er⸗ 
höhung auf die unteren Lohnſtufen beſchränken. 1 9 5 

Der Geſamtbetrag von Krankengeld und Zuſchlag darf drei Viertel des Grundlohns nicht 
überſteigen. . . W 
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20. 
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22. 


23. 
8 


25. 


0 Im 8 194 erhält die Nr. 1 folgende Saffıng: 

1. das Hausgeld allgemein auf zwei Drittel des ee und für Verſicherte mit 
mehr als einem Angehörigen durch Zuſchläge erhöhen. Der Zuſchlag darf fünf vom 
Hundert des Grundlohns für jeden weiteren Angehörigen, der Geſamtbetrag von Haus⸗ 
geld und Zuſchlag das ſatzungsmäßige Krankengeld nicht überſteigen. 

b) $ 194 Nr. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Dies gilt auch, wenn die Kaſſe den Verſicherten in einem Geneſungs⸗, Erholungs- oder Kur⸗ 
heim unterbringt. 


8 202 erhält folgenden Zuſatz: f 
Das Sterbegeld wird nach dem Grundlohn bemeſſen, der zuletzt für die Berechnung des 

Krankengeldes maßgebend geweſen iſt; das gilt auch für Weiterverſicherte. 

Im Abſchnitt V Familienhilfe wird vor § 205 a folgender § 205 eingefügt: 


S 205. ; 

Die Satzung 70 beſtimmen, daß für den unterhaltsberechtigten Ehegatten und die unter⸗ 
haltsberechtigten Kinder eines Verſicherten, wenn dieſe ſich gewöhnlich im Inland aufhalten und 
nicht anderweit einen geſetzlichen Anſpruch auf Krankenpflege haben, bis zur Dauer von 26 Wochen 
ärztliche Behandlung im gleichen Umfang wie für Verſicherte oder an ihrer Stelle Zuſchüſſe 


hierfür zu gewähren iſt, ferner, daß bis zu ſiebzig vom Hundert der Koſten für Arznei und kleinere 
Heilmittel, ſowie Hilfsmittel, Stärkungs⸗ und andere kleinere Heilmittel erſtattet werden oder 


Zuſchüſſe hierfür zu gewähren ſind. 
Als Kinder gelten: 
die ehelichen Kinder, 
die für ehelich erklärten Kinder, 
die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
. Die unehelichen Kinder eines männlichen Verſicherten, wenn ſeine Vaterſchaft (tat it, 
die unehelichen Kinder einer Verſicherten, 
2 die Stiefkinder und die Enkel, wenn ſie vor Eintritt des Verſicherungsfalls von dem Ver⸗ 
ſicherten überwiegend unterhalten worden ſind. 

Die Satzung kann die Familienkrankenpflege auf ſonſtige Angehörige erſtrecken, die mit dem 
Verſicherten in häuslicher Gemeinſchaft leben, von ihm ganz oder überwiegend unterhalten werden 
und ſich im Inland aufhalten. Sie kann beſtimmen, daß für Kinder über einer beſtimmten Alters⸗ 
grenze ein Anſpruch nicht beſteht. Die Satzung kann ferner Krankenhauspflege oder an ihrer 
Stelle einen Zuſchuß hierfür zubilligen, der Zuſchuß kann unmittelbar an das Krankenhaus 
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gezahlt werden. Die Satzung kann den Verſicherten eine Beteiligung an den Wegegebühren aufer⸗ 


legen. 

Sit ein Anſpruch nach Abſ. 1 bis 3 gegen mehrere Krankenkaſſen oder gegen eine Kranken⸗ 
kaſſe mehrfach begründet, jo wird die Leiſtung nur einmal gewährt. Leiſtungspflichtig iſt die 
Kaſſe, die zuerſt in Anſpruch genommen wird. Einer Krankenkaſſe im Sinne dieſer Vorſchriften 
ſtehen gleich die See-Krankenkaſſe und die Erſatzkaſſen. 


Der Aufenthalt in den ausländiſchen Grenzgebieten, welche die Satzung beftimmt, ſteht dem 
Aufenthalt im Inland im Sinne der Abſ. 1, 3 gleich. 
§ 205 b erhält folgende Faſſung: f 

Die Satzung kann dem Verſicherten beim Tode des Ehegatten oder eines Kindes und ſon⸗ 
ſtiger Angehöriger, die mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft lebten und überwiegend unterhalten 
worden ſind, Sterbegeld zubilligen. Es kann für den Ehegatten bis auf zwei Drittel, für ſonſtige 
Angehörige bis auf die Hälfte des Mitgliederſterbegeldes bemeſſen werden und iſt um den Betrag 
des Sterbegeldes zu kürzen, auf das der Verſtorbene ſelbſt geſetzlich verſichert war. 
Im 8 205 c wird „(S 205 b)“ erſetzt durch „(SS 205, 205 b)“. 


Im 8 208 erhält Satz 2 folgende Faſſung: 

Eine ſolche Beſtimmung gilt nicht für Mitglieder, die binnen der letzten zwölf Monate: min⸗ 
deſtens ſechs Monate auf Grund eines Geſetzes gegen Krankheit verſichert waren. 
§ 214 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Der Anſpruch fällt weg, ſobald der Erwerbsloſe auf Grund des Geſetzes 1 Erwerbs⸗ 


loſenfürſorge gegen Krankheit verſichert iſt; er fällt ferner weg, wenn der Erwerbsloſe ſich im 
Ausland aufhält und die Satzung nichts anderes beſtimmt. 


26. 


2 75 


28. 


29. 


80. 
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§ 216 erhält folgenden Ab]. 3: 
Der Anſpruch auf Krankengeld ruht, ſolan ge die Arbeitsunfähigkeit der Kaſſe nicht nde 
wird; dies gilt nicht, wenn die Meldung inner halb einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähig⸗ 
keit erfolgt. 
§ 218 erhält 0 Faſſung: 

Die SS 216, 217 gelten entſprechend bei Wochenhilfe ſowie in den Fällen der SS 205 und 

205 a für die berechtigten Familienang ehörigen. 
§ 222 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Als Erſatz der Koſten für die Krankenpflege iſt der 1 von 1,50 Gulden täglich zu zahlen. 
Hinter $ 225 wird folgender § 225 a eingefügt: 

§ 225 à. 

Krankenkaſſen dürfen nur errichtet werden, wenn die Mehrheit der abſtimmenden beteiligten 
Arbeitgeber und die Mehrheit der abſtimmenden beteiligten volljährigen Arbeitnehmer zuſtimmen. 
Die Abſtimmung erfolgt getrennt nach Gruppen; ſie iſt geheim. 

Das Verſicherungsamt leitet die Abſtimmung und teilt das Ergebnis der für die Etbich ung 
oder Genehmigung der Kaſſe zuſtändigen Stelle mit. Die oberſte Verwaltungsbehörde erläßt die 
erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen. 
§ 234 erhält folgenden neuen Abſatz 2: 

Die bei einer Krankenkaſſe oder der See, Krartertaſſe beſchäftigten verſichernugspflichtigen 
Arbeitnehmer ſind Mitglieder dieſer Kaſſe. 


31. a) Im $ 245 Abſ. 1 werden in Satz 1 die Worte „mit Zuſtimmung des Betriebsausſchuſſes“ ſo⸗ 


82. 


33: 
34. 


wie Satz 3 geſtrichen. 


b) §253 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 


Das Oberverſicherungsamt (Beſchlußkammer) darf für Betriebskrankenkaſſen die Geneh⸗ 
migung, vorbehaltlich des §S 273 Abſ. 1 Nr. 2 nur verſagen, wenn die Kaſſe nicht die vorge⸗ 
ſchriebene Mitgliederzahl hat oder nicht den Anforderungen des $ 248 entſpricht oder wenn die 
beteiligten Arbeitgeber und volljährigen Arbeitnehmer nicht zugeſtimmt haben (§ 225 a). 

Im $ 248 erhält Nr. 1 folgende Faſſung: 
1. ſie den Beſtand oder die Leiſtungsfähigkeit vorhandener allgemeiner Ortskrankenkaſſen und 
Landkrankenkaſſen nicht gefährdet, 
Im 8 249 Abſ. 3 wird zwiſchen „ſowie“ und „S 245 Abſ. 2“ eingefügt „S 225 a“. 
§ 250 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 1 
Eine oder mehrere Innungen gemeinſam können für die der Innung Gehe e de Betriebe 


ihrer Mitglieder eine Innungskrankenkaſſe errichten, wenn in den Barienen für die Dauer min- 
deſtens 150 Verſicherungspflichtige beſchäftigt werden. 


. 


35. 4) 71 § 251 Abſ. 1 erhält Nr. 1 folgende Faſſung: 


36. 


37. 
38. 
39. 


40. 
41. 


1. ſie den Beſtand oder die Leiſtungsfähigkeit e allgemeiner Orts- und Landkranken⸗ 
kaſſen nicht gefährdet, 
b) Im Abſatz 2 werden die Worte „der Geſellenausſchub⸗ geſtrichen. 
§ 258 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Weiſt die Entſcheidung Betriebe oder Betriebsteile einer anderen Kaſſe zu, ſo muß ſie auch 
den Tag feſtſetzen, mit dem das neue Verſicherungsverhältnis in Kraft tritt. Zwiſchen dem Tage 
der Entſcheidung und dem feſtgeſetzten Tage müſſen zwei Wochen liegen. 

Im 8 260 wird „ſiebeneinhalb vom Hundert“ erſetzt durch „ſechs vom Hundert“. 
Im 8 267 Nr. 2 wird „zehn vom Hundert“ erſetzt durch „neun vom Hundert“. 
Im $ 279 wird als neue Nr. 1 eingefügt: 
1. ihr Mitgliederbeſtand nicht nur vorübergehend weniger als einhundertfünfzig beträgt, 
Die bisherigen Nr. 1 bis 5 werden Nr. 2 bis 6. 
Im 8 294 Abſ. 2 Satz 2 fallen die Worte „Nr. 2“ weg. 
§ 313 erhält folgenden neuen Abſatz 3: 

Stirbt ein Mitglied, ſo kann der überlebende Ehegatte, wenn er nicht ſelbſt auf Grund 
eines Reichsgeſetzes für den Fall der Krankheit verſichert iſt, die Mitgliedſchaft unter denſelben 
Vorausſetzungen und in derſelben Weiſe wie ein Mitglied (Abſ. 1 und 2) fortſetzen. 
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42. Hinter § 313 a wird folgender § 313 b eingefügt: 


43. 


44. 


§ 313 b. 


Weiterverſicherungsberechtigte und Weiterverſicherte, die nicht im Bereich ihrer bisherigen 


Kaſſe wohnen oder ihren Wohnort aus dem Kaſſenbereich verlegen, ſetzen die Mitgliedſchaft bei 
der allgemeinen Ortskrankenkaſſe ihres Wohnorts, wenn ſie Mitglied einer allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe waren, bei der Landkrankenkaſſe, wenn ſie Mitglied einer Landkrankenkaſſe waren, 
fort. Beſteht dort keine allgemeine Ortskrankenkaſſe, ſo erfolgt die Weiterverſicherung bei der 
Landkrankenkaſſe, beſteht keine Landkrankenkaſſe, ſo tritt die allgemeine Ortskrankenkaſſe an ihre 
Stelle. Weiterverſicherungsberechtigte und Weiterverſicherte, die Mitglied einer Betriebs- oder 
Innungskrankenkaſſe waren, können unter den gleichen Vorausſetzungen bei der allgemeinen Orts- 
krankenkaſſe und, wo eine ſolche nicht beſteht, bei der Landkrankenkaſſe ihres Wohnorts ihre Mit⸗ 
gliedſchaft fortſetzen. Bei Streit entſcheidet das für den Wohnort zuſtändige Verſicherungsamt und 
auf Beſchwerde endgültig das Oberverſicherungsamt. 

Die bisherige Kaſſe hat der Kaſſe, bei der die Mitgliedſchaft fortgeſetzt wird, die Koſten, die 


ihr durch Gewährung von Krankengeld in den erſten drei Monaten erwachſen, zu erſtatten. 


Im 8 317 Abſ. 3 Satz 1 treten an Stelle der Worte „( 180 Abſ. 4)“ die Worte „(8 180 
Abſ. 2 Nr. 1 und Abſ. 3)“. 


Hinter § 318 werden folgende neue 88 318 a, 318 b, 318 c eingefügt: 
8 318 a. 

Die Arbeitgeber haben der Krankenkaſſe ſowie deren Beauftragten auf Verlangen Auskunft 
zu geben über alle Tatſachen, die eine Meldung zu enthalten hat. Sie haben die Geſchäftsbücher 
oder Liſten, aus denen dieſe Tatſachen hervorgehen, während der Betriebszeit an Ort und 
Stelle vorzulegen. Auch die Verſicherten haben über ihren Perſonenſtand ſowie Art und Dauer 
ihrer Beſchäftigung und ihren Arbeitsverdienſt Auskunft zu geben. 

Das Verſicherungsamt kann die Arbeitgeber und die Verſicherten durch Zwangsſtrafen in Geld 
zur Erfüllung dieſer Pflicht anhalten. 

Entſtehen durch die Überwachung bare Auslagen, ſo kann das Verſicherungsamt ſie auf An⸗ 
trag der Kaſſe dem Arbeitgeber auferlegen, wenn er ſie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. 


| 


Die Koſten werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


45. 


46. 


Auf Beſchwerde in den Fällen der Abſ. 2, 3 entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 
§ 318 b. 

Soweit der Grundlohn nach dem wirklichen Arbeitsverdienſte berechnet wird, kann der 
Kaſſenvorſtand beſtimmen, daß die Arbeitgeber Liſten über den den Verſicherten gezahlten Ent⸗ 
gelt an den Zahltagen einzureichen und ihre Bücher und Belege für den Kaſſenvorſtand zur Nach- 
prüfung dieſer Liſten offenzuhalten haben. Solange die Arbeitgeber dieſe Verpflichtung einhalten, 
fällt für ſie die Pflicht zur Erſtattung der in den SS 317, 318 vorgeſchriebenen Meldungen weg. 


Die Arbeitgeber haben den in der zuletzt eingereichten Lohnliſte noch nicht verzeichneten Ver⸗ 


ſicherten bei Eintritt des Verſicherungsfalles eine Beſcheinigung auszuſtellen, aus der die Art und 
Dauer der Beſchäftigung ſowie die Höhe des gezahlten Entgelts zu erſehen iſt. Für Arbeitgeber, 
welche dieſen Beſtimmungen des Kaſſenvorſtandes zuwiderhandeln, gilt § 530 entſprechend. 


Ss 3186. 

Erſtattet ein Arbeitgeber trotz Aufforderung des Kaſſenvorſtandes die erforderliche Meldung 
nicht friſtzeitig, ſo kann für ſeine Beſchäftigten der Kaſſenvorſtand bis zur ordnungsmäßigen Mel⸗ 
dung den Grundlohn in der Höhe feſtſetzen, die für Verſicherte der gleichen Art in Betrieben 
gleicher Art gilt und ohne Pflicht zur Rückerſtattung die entſprechenden Beiträge erheben. 


§ 342 erhält folgenden Abſatz 2: 5 
Der Vorſtand hat die Geſchäfts⸗, Rechnungs⸗ und Betriebsführung der Kaſſe durch eine 
vom Landesverſicherungsamt als geeignet anerkannte Einrichtung einer Kaſſenvereinigung (8 414a) 


prüfen zu laſſen. Der Prüfungsbericht iſt auch der Aufſichtsbehörde mitzuteilen. Der Senat kann 
Näheres beſtimmen. . 


§ 364 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: ö 

Die Kaſſe ſammelt eine Rücklage bis zum Betrag einer Vierteljahresausgabe nach dem Durch⸗ 
ſchnitt der letzten drei Jahre an und erhält ſie auf dieſer Höhe. Sie benutzt hierzu mindeſtens 
1 vom Hundert des Jahresbetrages der Kaſſenbeiträge. 


47. 8 368 erhält folgenden Abſatz 2: 


48. 


a) 


70 


640 


Für die Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten gilt insbeſondere das Folgende: 


Der Arzt iſt feiner Kaffe gegenüber verpflichtet, den Kranken ausreichend und zweckmäßig 


zu behandeln. Er darf das Maß des Notwendigen nicht überſchreiten, hat eine Behandlung, 
die nicht oder nicht mehr notwendig iſt, abzulehnen, die Heilmaßnahmen, insbeſondere die 
Arznei⸗, die Heil- und Stärkungsmittel, nach Art und Umfang wirtſchaftlich zu verordnen 
und auch ſonſt bei Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen die Kaſſe vor Ausgaben 
ſoweit zu bewahren, als die Natur ſeiner Dienſtleiſtung es zuläßt. Die Beſcheinigung über 
die Arbeitsunfähigkeit und ihre Dauer iſt unter gewiſſenhafter Würdigung der maßgebenden 
Verhältniſſe auszuſtellen. Der Arzt, der die nach den Umſtänden erforderliche Sorgfalt außer N 
acht läßt, hat der Kaſſe den daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen. Dieſe dem Kaſſenarzt 
obliegenden Verpflichtungen können nicht im voraus durch Vertrag aufgehoben oder be— 
ſchränkt werden. a 


Der Vertrag muß Beſtimmungen gegen eine übermäßige Ausdehnung des kaſſenärzt⸗ 
lichen Dienſtes bei einem Arzt enthalten. Die Beſtimmungen können auch die Vergütung 
dieſer Arzte betreffen. i 


Das Landesverſicherungsamt kann nach Anhören der Arzte und Krankenkaſſen Richt⸗ 
linien zur Durchführung dieſer Vorſchriften aufſtellen. 0 


Die Kaſſen ſind verpflichtet, für jeden Erkrankten eine Krankenkarte anzulegen, in der die 


Art der Krankheit und die Dauer der mit ihr verbundenen Arbeitsunfähigkeit vermerkt werden. 
Die Karte kann auch andere den Zwecken der Krankenverſicherung dienende Angaben tatſäch⸗ 
licher Art enthalten. i 


Die Kaſſen ſind ferner verpflichtet, die Beſcheinigung des behandelnden Arztes über die 
Arbeitsunfähigkeit und ſeine Verordnung, insbeſondere ſoweit ſie ärztliche Sachleiſtungen be⸗ 
treffen, in den erforderlichen Fällen durch einen anderen Arzt (Vertrauensarzt) rechtzeitig 
nachprüfen zu laſſen. Sie können zu dieſem Zwecke Vertrauensärzte auch hauptamtlich be⸗ 
ſtellen und neben den Vertrauensärzten oder an ihrer Stelle einen aus Ärzten beſtehenden 
Prüfungsausſchuß bilden. f 

Die Beſtellung von Vertrauensärzten und die Bildung eines Prüfungsausſchuſſes iſt auch 
für eine Mehrheit von Kaſſen oder für einen Krankenkaſſenverband ($ 406) zuläſſig. 

Das Landesverſicherungsamt kann nach Anhören der Arzte und Krankenkaſſen Richt⸗ 
linien zur Durchführung dieſer Vorſchriften aufſtellen. 5 | 

Der Vertrauensarzt unterſteht nicht der Dienſtordnung. Das Landesverſicherungsamt 
kann Beſtimmungen für die Auswahl der Vertrauensärzte, für den Vertragsinhalt und für die 
Sicherung der Unabhängigkeit erlaſſen; die Beſtimmungen müſſen auch den Kündigungsſchutz 
betreffen. l 
Im 5 370 Abſ. 1 wird Satz 1 durch folgende Vorſchriften erſetzt: 5 

Wird bei einer Krankenkaſſe die ärztliche Verſorgung dadurch ernſtlich gefährdet, daß die 


Kaſſe keinen Vertrag zu angemeſſenen Bedingungen mit einer ausreichenden Zahl von Arzten 4 


ſchließen kann oder daß die Arzte den Vertrag nicht einhalten, ſo ermächtigt das Oberver⸗ 
ſicherungsamt (Beſchlußkammer) die Kaſſe auf ihren Antrag nach Anhörung der Arzte wider⸗ 
ruflich an Stelle der freien ärztlichen Behandlung eine bare Leiſtung in Höhe von achtzig 
vom Hundert der wirklichen Koſten zu gewährenzbei Arbeitsunfähigkeit erhöht ſich zugleich 
das Krankengeld um 10 vom Hundert des Grundlohns, mindeſtens aber um 60 Guldenpfennig 
für den Kalendertag. Der Kaſſenvorſtand kann das kaſſenärztliche Dienſtverhältnis für den 
Schluß eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer Friſt von ſechs Wochen kündigen, 
wenn das Oberverſicherungsamt (Beſchlußkammer) auf übereinſtimmenden Antrag der Arbeit⸗ 
geber und Verſicherten im Ausſchuß nach Anhörung des anderen Vertragsteils feſtſtellt, daß 
bei der Kaſſe die Ausgaben für die ärztliche Behandlung und die Verordnung von Arznei 
und Heilmittel nicht nur vorübergehend entweder das den natürlichen Umſtänden entſpre⸗ 
chende Maß in auffallender Weiſe überſchreiten oder in einem auffälligen Mißverhältnis zu 
den Durchſchnittskoſten aller Krankenkaſſen der gleichen Kaſſenart im Bezirk des Oberver⸗ 
ſicherungsamts ſtehen. Das Oberverſicherungsamt (Beſchlußkammer) kann zugleich den Kaſſen⸗ 
vorſtand widerruflich ermächtigen, nach Beendigung des kaſſenärztlichen Dienſtverhältniſſes an 
Stelle der ärztlichen Behandlung die im Satz 1 bezeichnete bare Leiſtung zu gewähren. Die 


49. 


50. 


51. 


52. 
53. 


54. 


55. 


56. 


57. 


58. 


59. 


0 


Barleiſtungspflicht der Kaſſe gilt als Zahlung aus Mitteln der Kaſſe im Sinne der ärzt⸗ 
lichen Gebührenordnung. i 
5 Der bisherige Satz 2 wird Satz 5: 


b) 8 370 Abſ. 3 fällt weg. 


a) S 372 Abſ. 1 erhält folgenden Zusatz 7 
f Den Anforderungen iſt in der Regel genügt, wenn auf je laute Verſicherte ein Arzt 
trifft. 

b) An die Stelle des bisherigen $ 372 Abſ. 2 treten die folgenden Abſ. 2 und 3: 
Aberſchreitet bei einer Kaſſe die Zahl der Arzte in auffallender Weiſe das den natürlichen 
Umſtänden entſprechende Bedürfnis, ſo kann das Oberverſicherungsamt nach Anhörung der 
Kaſſe und der Arzte anordnen, daß andere Arzte bei der Kaſſe nicht mehr zugelaſſen werden, 
und daß die Kaſſenarztſtellen, die frei werden, nicht mehr oder nur . oder nur mit 
Zuſtimmung der Kaſſe beſetzt werden dürfen. 

Die Anordnungen dürfen nur auf ſo lange getroffen werden, wie ihr Zweck es e 
§ 373 erhält folgende Faſſung: 

Wird die Anordnung nach $ 372 Abſ. 1 nicht Bien der feſtgeſetzten Friſt befolgt, jo kann 
das Oberverſicherungsamt ſelbſt das Erforderliche auf Koſten der Kaſſe veranlaſſen. Verträge, 
welche die Kaſſe mit Arzten oder mit Krankenhäuſern bereits geſchloſſen hat, bleiben unberührt. 

Die Kaſſe hat gegen die Anordnungen und Maßnahmen binnen einer Woche die Beſchwerde 
beim Landesverſicherungsamt. Gegen die Anordnung nach 8 372 Adi. 2 ſteht die Beſchwerde 
auch einer vorhandenen Arztevereinigung zu; vor der Entſcheidung hat das Landesverſicherungs⸗ 
amt die Arzte und Krankenkaſſen oder einen von dieſen beſtellten Ausſchuß zu hören. 
§ 374 erhält folgende Faſſung: 

Für die Beziehungen zwiſchen den Krankenkaſſen 115 den Zahnärzten gelten die SS 368 Abſ. 1 
372 Abſ. 1, Satz 1, Abſ. 3 und 8 373 entſprechend. 

Im 8 375 Abſ. 2 wird hinter § 372 eingefügt: Abf. 1 Satz 1, Abſ. 3. 


Im 8 386 treten an die Stelle der Worte „ſiebeneinhalb vom Hundert“ die Worte „ſechs vom 


Hundert“. 


a) Im 8 388 treten an die Stelle der Worte „ſiebeneinhalb vom Hundert“ die Worte „ſechs 
vom Hundert“. 
b) Dem bisher einizigen Satz wird folgender Satz 2 angefügt: 
Soll der Beitrag auf ſiebeneinhalb vom Hundert des Grundlohns oder darüber feſtgeſetzt 


werden, ſo bedarf es außerdem der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts; das Ver⸗ 


ſicherungsamt hat den Sachverhalt feſtzuſtellen und mit gutachtlichen Außerungen dem Ober⸗ 
verſicherungsamt vorzulegen. 


Im 8 389 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „zehn vom Su die Worte „neun vom 
Hundert“. 


Im 8 390 Satz 1 treten an die Stelle der Worte „zehn vom Hundert“ die Worte „neun vom 
Hundert“. 


§ 392 erhält folgende Faſſung: 

Überſteigen die Einnahmen der Kaſſe die Ausgaben, ſo ſind, falls die Rücklage den geſetzlich 
vorgeſchriebenen Betrag erreicht hat, durch Anderung der Satzung die Beiträge zu ermäßigen oder 
die Leiſtungen zu erhöhen. 

Die Satzung kann vorſehen, daß, falls die Vorausſetzungen des Abſatz 1 gegeben ſind, an 
die Beitragspflichtigen eine Rückgewähr von Beiträgen oder Beitragsteilen erfolgt, ſofern die be⸗ 
treffenden Verſicherten die Kaſſe nicht oder in nur geringem Maße in Anſpruch genommen haben. 
Das Nähere beſtimmt die Satzung. Abſ. 1 gilt inſoweit nicht. ö 
§ 406 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Oberverſicherungsamts Gif iner) 

a) § 407 erhält folgende Ziffer 7: 

1. Die Beitragseinziehung und Zwangsbeitreibung durchführen. 

b) 8 407 erhält folgenden Abſatz 2: 

i § 404 Abſ. 4 gilt entſprechend. 

ec) Dem 8 413 Abf. 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Vorſchrift des §S 342 Abf. 2 findet entſprechende Anwendung.“ 


60. 


61. 


62. 
63. 
64. 


Der 8 414 erhält folgende Faſſung: 


Für die Zwecke der Krankenverſicherung können die Krankenkaſſen auch Vereinigungen an⸗ 
derer als der im § 406 bezeichneten Art bilden (Kaſſenvereinigungen). Die allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten über die Erlangung der Rechtsfähigkeit bleiben unberührt. 


Die Kaſſenvereinigung hat in der Satzung ihre Zwecke näher feſtzuſetzen. Sie kann mit Ge⸗ 


nehmigung des Landesverſicherungsamts auch einzelne der im S 407 bezeichneten Aufgaben 


übernehmen. 
Für die Beſchaffung von ordentlichen Einnahmen, die nicht zu den Beiträgen gehören, iſt 
die Zuſtimmung des Landesverſicherungsamts erforderlich. 


Die Erklärung des Beitritts und die Übernahme von Mitgliedsbeiträgen bedürfen der Zu⸗ 
ſtimmung beider Gruppen im Kaſſenvorſtande. 


Hinter § 414 wird der folgende § 414 a eingegeſchaltet: 


§ 414 a. 

Die Kaſſenvereinigung kann geeignete Einrichtungen für die Prüfung der Geſchäfts⸗ und 
Rechnungsführung der Krankenkaſſen ſchaffen. 
§ 436 fällt weg. 
§ 450 Abſ. 3 fällt weg. 

Im Abſchnitt X „Erſatzkaſſen“ erhalten die nachſtehenden Paragraphen folgende Faſſung: 
ö § 507. a 

An Leiſtungen ſind den Verſicherungspflichtigen mindeſtens die Regelleiſtungen der Kranken⸗ 

kaſſen zu gewähren. Die SS 180, 189 Abſ. 1 und § 370 gelten. g 

Verſicherungspflichtigen dürfen die Leiſtungen nur im gleichen Umfang wie bei den Kranken⸗ 
kaſſen gekürzt werden. Der Verein hat für ſie eine Krankenordnung (§ 347 Abſ. 1) zu erlaſſen; 
ſie bedarf der Genehmigung des für ſeinen Sitz zuſtändigen Verſicherungsamts. 

Der Verein kann für Verſicherungspflichtige, die von der Befreiung nach § 517 keinen 
Gebrauch machen, das Krankengeld um ein Viertel des Grundlohns (Abs. 1) erhöhen. 

§ 507 a. 

Für die Regelleiſtungen an Wochenhilfe, die der Verein den nach §S 517 von der Mitglied⸗ 
ſchaft bei ihrer Krankenkaſſe befreiten Verſicherungspflichtigen und ihren Familienangehörigen 
gewährt, gelten die SS 205 a, 205 c, 205 d entſprechend. 

Das gleiche gilt für diejenigen Mitglieder, welche beim Ausſcheiden aus der Verſicherungs⸗ 
pflicht zur Weiterverſicherung bei einer Krankenkaſſe (SS 313, 313 a, 314) berechtigt gewejen 
ſein würden und ſeitdem dem Verein ununterbrochen angehört haben. 


§ 508. 


Der Verein darf ſeinen Mitgliedern und ihren Angehörigen 15 Beſchränkung der Dauer 
und Höhe alle Leiſtungen gewähren, die § 179 ihrer Art nach bei den Krankenkaſſen zuläßt. 
Für den Beginn des Kranken- und Hausgeldes und ſeine Höhe ſind die für die Kranken⸗ 
kaſſen geltenden Vorſchriften maßgebend. Die Beihilfe an Hinterbliebene verſtorbener Mitglieder 
darf das Zehnfache der Wochenleiſtung nicht überſteigen, auf die der Verſtorbene Anſpruch hatte. 


§ 511. 
Der Verein darf Mitglieder nach dem Beitritt nicht deshalb ausſchließen oder in Beiträgen 
oder Leiſtungen ſchlechter ſtellen, weil ſie eine Altersgrenze überſchreiten oder ihr Gejundheitszu- 
ſtand ſich ändert. 
Wegen Verzugs in der Beitragsleiſtung darf der Verein ein verſicherungspflichtiges Mitglied 
nur ausſchließen, wenn es mit der Zahlung mindeſtens drei Monate im Rückſtande iſt. 
§ 517. N i 
Verſicherungspflichtige Mitglieder einer Erſatzkaſſe haben das Recht auf Befreiung von der 
Mitgliedſchaft bei einer Krankenkaſſe. ($ 225). 
Wollen ſie von dieſem Rechte Gebrauch machen, ſo haben ſie ihrem Arbeitgeber eine Be⸗ 
ſcheinigung über ihre Zugehörigkeit zur Erſatzkaſſe vorzulegen. 


643 
§ 518. 

Die Erſatzkaſſen ſind verpflichtet, ihren Mitgliedern auf deren Antrag eine ſolche Beſcheinigung 
unverzüglich auszuſtellen. Die Ausſtellung geſchieht koſtenlos beim erſten Stellenantritte des Mit- 
glieds ſowie bei jedem Wechſel des Arbeitgebers, ferner, wenn das Mitglied der Erſatzkaſſe erſt 
nach Antritt der Beſchäftigung beitritt. Die Beſcheinigung bindet die Verſicherungsbehörde nicht. 


§ 519. 

Der Arbeitgeber hat Beſchäftigte, die ihm die Beſcheinigung innerhalb der Meldefriſt vor⸗ 
legen, der Krankenkaſſe nicht zu melden. Wird dem Arbeitgeber in anderer Weiſe glaubhaft nach⸗ 
gewieſen, daß der Arbeitnehmer Mitglied der Erſatzkaſſe iſt, ſo verlängert ſich die Meldefriſt auf 
zwei Wochen. Wird die Beſcheinigung nicht innerhlab dieſer Friſt beigebracht, jo hat der Arbeit- 
geber die Meldung zu erſtatten. 

Wird die Beſcheinigung erſt ſpäter im Laufe der Beſchäftigung beigebracht, ſo hat der Ar⸗ 
beitgeber den Beſchäftigten innerhalb der Meldefriſt (8 317) bei der Krankenkaſſe unter Vorlage 
der Beſcheinigung abzumelden. Anterläßt er dieſe Meldung, ſo haftet er dem Beſchäftigten für den 
dieſem hieraus erwachſenden Schaden. 

§ 520. 

Die Erſatzkaſſe hat für die nach §S 517 von der Mitgliedſchaft bei einer Krankenkaſſe Befreiten 
Anſpruch auf den vollen Beitragsteil, den der Arbeitgeber an die Krankenkaſſe abzuführen hätte, 
bei der der Beſchäftigte ohne die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe verſichert ſein würde. Der Ar⸗ 
beitgeber hat den Beitragsteil unmittelbar an den Verſicherten bei der Lohn- oder Gehaltszahlung 
abzuführen. n 

8 318 a gilt. 

Streit über den Anſpruch der Erſatzkaſſe gegen den Arbeitgeber wird nach § 405 Abf. 2 ent⸗ 
ſchieden. 2 

Für Rückſtände gelten $ 28, § 29 Abſ. 1, 2 entſprechend. 


8 § 521. 

Scheidet ein verſicherungspflichtiges Mitglied aus der Erſatzkaſſe aus, ſo hat ſie den Arbeit⸗ 
geber binnen einer Woche hiervon zu benachrichtigen. Der Arbeitgeber hat den Verſicherten nach 
der Mitteilung gemäß $ 317 zu melden. 

Anterläßt oder verzögert die Erſatzkaſſe die Benachrichtigung des Arbeitgbeers oder dieſer 
die Meldung, ſo haftet die Erſatzkaſſe der Krankenkaſſe für Leiſtungen bis zur ordnungsmäßigen 
Meldung des Verſicherten bei der letzteren. Der Erſatzkaſſe haftet der Arbeitgeber für den Schaden, 
den er ihr durch ſchuldhafte Anterlaſſung oder Verzögerung der Meldung verurſacht. 


§ 522. 
Der Vorſtand der Kaſſe beſtimmt, welche Organe und Angeſtellten der Kaſſe die Benad- 
richtigung der Arbeitgeber vorzunehmen haben. 


§ 523. 
Für die im S 517 genannten Verſicherteten gilt $ 212 mit der Maßgabe, daß bei Arbeits⸗ 
unfähigkeit die Verpflichtung zur Gewährung von Krankenhilfe der bisherigen Kaſſe bis zum Ab- 
lauf ihrer Leiſtungsdauer verbleibt. 


2 


Ss 524. 
Die SS 116, 117, 344 gelten entſprechend. 


§ 525. 
Bei Streit zwiſchen Erſatzkaſſen und Krankenkaſſen über den Erſatz zu Unrecht gewährter 
Leiſtungen ($ 224 Nr. 2) entſcheidet das Verſicherungsamt im Spruchverfahren. 
Die $$ 523 a bis 523 e fallen fort. 


65. Die nachſtehenden Paragraphen werden wie folgt geändert: 

a) Im $ 205 àa Abſ. 7 Satz 3 fallen die Worte: „deren Rechte und Pflichten nach $ 517 Abſ. 1 
ruhen oder“ fort. 

b) Im 8 434 tritt an Stelle der Zahl „520“ die Zahl „523“. 

c) Im 8 530 Abſ. 1 wird hinter der Zahl „319“ eingefügt: „521 Abf. 1. 

d) Im 8 530 Abſ. 3 werden die Worte: „Das Stellen von Anträgen nach $ 519 Abſ. 2, 8 522 


oder Anzeigen nach § 521“ erſetzt durch die Worte: „die Benachrichtigung nach S 521 
Abſ. 1 S 522% 


treten dieſes Geſetzes die Beiträge unter Berückſichtigung der 
ſetzen. Kommt innerhalb dieſer Friſt ein Bei 
unter Berückſichtigung der Anderungen des Geſetzes den Beitrag feſt. 


(G. 
zur 


vers 


Krankenkaſſe, ihrer Verbände oder Vereinigungen gewährt wurde, 
Vereinbarungen ſind zuläſſig. f 


die 


jährte Rückſtände aus der Zeit vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 


Geſetzes. Der Antrag auf Genehmigung iſt binnen e 


tre 


1. Dem $ 63 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuches wird folgende Vorſchrift angefügt: 
2. Dem $ 133 c Abſ. 2 der Gewerbeordnung wird folgende Vorſchrift angefügt: 


3. Dem 5 616 des Bürgerlichen Geſetzbuches 


RN 1 % 
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e) Im $ 573 Abſ. 3 werden die Worte: „Maßgebend iſt für Mitglieder von Er Ta n d Bi 
Grundlohn ihrer Krankenkaſſe“ erſetzt durch die Worte: „Maßgebend iſt für Mitglieder 
von Erſatzkaſſen der Grundlohn der Krankenkaſſe, bei der der Beſchäftigte ohne die Zuge⸗ 
hörigkeit zur Erſatzkaſſe verſichert ſein würde“. ö 
) Im $ 1484 werden die Worte eingefügt: „und für Erſatzkaſſen bin] 
welche von der Befreiung nach 8 517 Gebrauch gemacht haben.“ ö 
g) Im $ 1516 Abf. 2 werden die Worte: „für Mitglieder von Erſatzkaſſen der Grundlohn ihrer 
Krankenkaſſe“ erſetzt durch die Worte: „für Mitglieder von Erſatzkaſſen der Grundlohn der 
Krankenkaſſe, bei der der Beſchäftigte ohne die Zugehörigkeit zur Erſatzkaſſe verſichert ſein 


würde.“ 


ichtlich folder Mitglieder, 


Übergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
Artikel I. 1 


Die Krankenkaſſen ſind verpflichtet, binnen einer Friſt von drei Monaten nach dem Inkraft⸗ 
Anderungen des Geſetzes neu feſtzu— 


chluß nicht zuſtande, ſo ſetzt das Oberverſicherungsamt 


Artikel 111. 


Die Verordnung über Einziehung der Beiträge zur Krankenverſicherung vom 27. Januar 1925 
Bl. S. 17 ff.) und die Verordnung zur Ergänzung der Verordnung über Einziehung der Beiträge 
Krankenverſicherung vom 5. Juni 1925 (G. Bl. S. 151) werden aufgehoben. 


en Artikel IV. 
Abſatz 2 des $ 2 der Verordnung über die Verdienſt⸗ und Einkommengrenze in der Kranken⸗ 


icherung vom 21. Oktober 1927 (G. Bl. S. 521) fällt weg. 
5 Artikel V. Ba 
Wo am 1. Juli 1931 die ärztliche Behandlung an Familienmitglieder in Eigeneinrichtungen der 
bewendet es dabei. Abweichende 


Artikel VI. 
Die Vorſchrift des $ 178 der Reichsverſicherungsordnung gilt nicht für Verſicherungsberechtigte, 


beim Inkrafttreten. dieſes Geſetzes mindeſtens fünf Jahre freiwillige Mitglieder der Kaſſe waren. 


Artikel MI. 


§ 28 Abſ. 3 Reichsverſicherungsordnung gilt in der Faſſung dieſes Geſetzes auch für nicht ver⸗ 


ei Artikel VIII. 
Für bereits beſtehende oder beſchloſſene Kaſſenverbände gilt 8 406 Abſ. 1 in der Faſſung dieſes 
iner Friſt von zwei Monaten nach dem Inkraft⸗ 


ten dieſes Geſetzes zu ſtellen. 
Artikel IX. 


Krankenfürſorge. 
Die geſetzlichen Vorſchriften über Krankenfürſorge werden dahin geändert: 


Der Anſpruch kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 


Der Anſpruch kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 
wird folgender zweiter Abſatz angefügt: 
Der Anſpruch eines Angeſtellten (8 1 Abſ. 1, 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes) auf 
Vergütung kann für den Krankheitsfall nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 
Hierbei gilt als verhältnismäßig nicht erheblich eine Zeit von ſechs Wochen, wenn nicht durch 
Tarifvertrag eine andere Dauer beſtimmt iſt. 2 
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Artikel X. ' a 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1931 in Kraft. Verſicherungsfälle aus der Zeit vor dem 

Inkrafttreten dieſes Geſetzes unterliegen von dieſem Zeitpunkt an den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


Danzig, den 3. Juli 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr.⸗Ing. Althoff. 
96 Verordnung 
betr. Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und der Gebührenordnungen für Notare, Rechtsanwälte und 
3 Gerichtsvollzieher. 
Vom 26. 6. 1931. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I. 
Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung — G. Bl. 1923 
S. 668, 856, 949, 1091, 1101, 1242; 1924 S. 17, 41, 47, 425; 1926 S. 65; 1927 ©. 40, 562; 
1928 ©. 32, 78; 1931 ©. 41, 55, — wird dahin geändert: 


1. Im § 4 Abſatz 3 treten an die Stelle der Worte: „zum Protokoll des Gerichtsſchreibers“ die Worte 
„zum Protokoll der Geſchäftsſtelle“. 


2. Im § 7 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: i 
„Pfennigbeträge find auf voll 10 Guldenpfennig aufzurunden.“ 

8. Im § 10: . 

a) erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 

„Bei Anſprüchen auf Erfüllung einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhalts⸗ 
pflicht wird der Wert des Rechtes auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Ge⸗ 
ſamtbetrag der geforderten Leiſtungen geringer iſt, auf den Betrag des einjährigen Bezuges 
berechnen.“ 
wird hinter Abſatz 2 folgender Abſatz als Abſatz 3 eingeſtellt: 

„Bei Anſprüchen auf Entrichtung einer Geldrente, die nach den SS 843, 844 des Bürger- 
lichen Geſetzbuches (R. G. Bl. 1896 S. 195), den SS 3, 3a, 7 des Geſetzes betr. die Ver⸗ 

bindlichkeit zum Schadenserſatz für die bei dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. 

herbeigeführten Tötungen und Körperverletzungen (R. G. Bl. 1871 S. 207, 1896 S. 616), 

den SS 11, 12, 14 des Geſetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (G. Bl. 1929 S. 53) 

oder den SS 21, 22, 24 des Luftverkerhsgeſetzes (G. Bl. 1926 S. 191) erhoben werden, wird 

der Wert des Rechts auf die wiederkehrenden Leiſtungen, falls nicht der Geſamtbetrag der 
geforderten Leiſtungen geringer iſt, auf den fünffachen Betrag des einjährigen Bezugs be⸗ 
rechnet. Das gleiche gilt für die Berechnung des Wertes bei Geltendmachung der Anſprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen aus dem Beamten- und Arbeitsverhältnis.“ 

e) der bisherige Abſatz 3 wird Abſatz 4. 


b 


— 


4. Im 5 16 Abſatz 1 treten an die Stelle der Worte „zu Protokoll des Gerichtsſchreibers“ die 
Worte „zu Protokoll der Geſchäftsſtelle“. 5 ; 


5. Im $ 25 Abſatz 2 fallen die Worte „unter Vorbehalt der Geltendmachung von Verteidigungs⸗ 
mitteln (Zivilprozeßordnung § 540)“ fort. ö 


6. § 29 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 
a „Sie ermäßigt ſich auf ein Viertel der Gebühr, wenn die Klage nach dieſem Zeitpunkt, 
jedoch vor Stellung eines Sachantrages in der mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird.“ ö 
7. Im 8 32 wird dem Abſatz 1 als Satz 3 angefügt: 
„Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor Anordnung des Arreſtes oder der 
einſtweiligen Verfügung, vor Zurückweiſung des Antrages oder vor Anordnung einer vor⸗ 


gängigen Sicherheitsleiſtung oder vor Anordnung der mündlichen Verhandlung zurück⸗ 
genommen wird.“ 


10. 


IH, 


12. 


13. 


14. 


15. 


16. 
17. 


18. 
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Ferner wird dem Abſatz 2 als Satz 2 angefügt: 
„Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der Antrag vor Beſtimmung des Termins zur münd⸗ 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird.“ 


§ 33 erhält folgenden Abſatz 2: 
„Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der das Verfahren einleitende Antrag vor einer 
gerichtlichen Verfügung zurückgenommen wird.“ 


Im 8 34: f 
a) treten in Ziffer 1 an die Stelle der Worte: „der Zwangsvollſtreckung“ die Worte: „einer 
Zwangsvollſtreckung“, 
b) wird folgender Abſatz 2 angefügt: i b 
„Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn der das Verfahren einleitende Antrag vor einer ge⸗ 
richtlichen Verfügung zurückgenommen wird.“ 


§ 47 Abſatz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Bei der Beſchwerde des Gemeinſchuldners gegen den Beſchluß über Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens (Konkursordnung $ 109) oder den Beſchluß über Beſtätigung des Zwangs⸗ 
vergleichs (Konkursordnung SS 189, 230 Abſ. 2, § 236) gelten die Vorſchriften des § 43 
Abſ. 1 bis 3. Bei der Beſchwerde eines ſonſtigen Antragſtellers gegen die Abweiſung des 
Eröffnungsantrages gilt § 43 Abſ. 4. Bei der Beſchwerde eines Konkursgläubigers gegen den 
Beſchluß über die Beſtätigung des Zwangsvergleichs beſtimmt ſich der Wert nach dem Betrage 

der Forderung unter Berückſichtigung des Verhältniſſes der Teilungs- zur Schuldenmaſſe.“ 


\ 


Im 8 49 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: 


„Iſt auf Geldſtrafe und für den Fall, daß ſie nicht beigetrieben werden kann, auf 
Freiheitsſtrafe erkannt, ſo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Höhe der erſteren. Iſt in 
Anwendung des 8 27b des Strafgeſetzbuchs (G. Bl. 1923 S. 999, 1101) auf Geldſtrafe an 
Stelle der verwirkten Freiheitsſtrafe erkannt, ſo beſtimmt ſich die Gebühr nach der Geld⸗ 
ſtrafe.“ 

Ferner wird dem Abſatz 4 als Satz 3 angefügt: „Der Wert iſt nach dem Zeitpunkt der 
Verurteilung zu beſtimmen.“ N 


Im 8 52 erhält Abſatz 2 folgende Faſſung: ; 
„Iſt auf eine Geldſtrafe erkannt, jo werden 20 vom Hundert des Betrags der erkannten 
Strafe, mindeſtens 5 Gulden erhoben; die Gebühr darf jedoch die Summe von 10000 Gulden 
und den Betrag der erkannten Strafe nicht überſteigen.“ ; 


Im $ 53 wird dem Abſatz 1 folgender Satz angefügt: 
„Im Falle einer Geldſtrafe wird mindeſtens ein Betrag von 2,50 Gulden erhoben; die Ge⸗ 
bühr darf jedoch den Betrag der erkannten Strafe nicht überſteigen.“ 


Im 5 54 wird folgende Vorſchrift als Satz 2 angefügt: 
„Die Vorſchrift im S 53 Abſ. 1 Satz 2 gilt entſprechend.“ 


Im 8 72 erhält die Nr. 1 unter a folgende Faſſung: 5 
„a) für die Überſendung der auf Antrag erteilten Ausfertigungen und Abſchriften.“ 

In Nr. 5 wird nach den Worten „den Gerichtsbeamten“ eingefügt „und den nichtbeamteten 
Beiſitzern“. 

Ferner erhält die Nr. 7 daſelbſt folgende Faſſung: 

„7. Die Koſten eines Transportes von Perſonen ſowie die Beträge, die mittelloſen Be⸗ 
ſchuldigten für die Reiſe zum Ort der Vernehmung oder Hauptverhandlung und für die 
Rückreiſe gewährt werden, ferner die Koſten eines Transportes von Tieren und Sachen 
ſowie der Verwahrung von Sachen und der Verwahrung und Fütterung von Tieren.“ 


Im 8 74 wird im Abſatz 2 der Satz 4 geſtrichen. 


Im 5 76 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte: „auf Antrag erfolgende Überſendung von 
Ausfertigungen“ die Worte: „Uberſendung auf Antrag erteilter Ausfertigungen“. 
Im $ 77 wird als Abſatz 2 folgende Vorſchrift angefügt: ü 
„In den Fällen des $ 30 a Abſ. 1 iſt Schuldner der Gebühren derjenige, auf deſſen 
Betreiben das ſchiedsrichterliche Verfahren eingeleitet worden iſt.“ 
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19. Als $ 79a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 85 
„Der Beſchuldigte, der den Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gegen eine polizeiliche 
Strafverfügung oder einen Strafbeſcheid einer Verwaltungsbehörde zurücknimmt, iſt Schuldner 
der entſtandenen Auslagen.“ 
20. Im 8 80 treten an die Stelle der Worte „auf Antrag erfolgende Überſendung von Ausferti⸗ 
gungen“ die Worte: „Überſendung auf Antrag erteilter Ausfertigungen“. 


21. Im 8 90 wird das Zitat „(SS 8, 118 ...)“ durch „(SS 8, 115 . “ erſetzt. 


J 


. i f Artikel II. 
Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte in der für Danzig geltenden 
b Faſſung — R. G. Bl. 1898 S. 692; 1909 S. 475; 1910 S. 767; 1915 S. 562; 1916 S. 1263; 
1918 S. 173; 1919 S. 2113 und den Danziger Abänderungen 1921 G. Bl. S. 313; 1923 G. Bl. 
S. 333, 651, 1091, 1101, 1242; 1924 S. 17, 41, 47, 425; 1926 S. 65; 1927 S. 1405 
1928 S. 78, — wird, wie folgt geändert: 

1. Im $ 3 tritt an die Stelle des Wortes „Mitverhaftung“ das Wort „Mithaftung“. 

2. § 8 erhält folgenden zweiten Abſatz: 
| „Nicht durch 10 teilbare Pfennigbeträge find auf den nächſthöheren durch 10 teilbaren 
f Betrag aufzurunden.“ 

3. Im $ 14 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „vor der mündlichen Verhandlung“ die Worte 

„vor Beginn des zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Termins (Zivilprozeßordnung S 220)“. 

4. Im $ 23 Nr. 13 wird hinter der Zahl „409“ die Zahl „411“ eingeſtellt. 


5. Im $ 29 Abſ. 2 Nr. 6 treten an die Stelle der Worte „Nr. 5 bis 17“ die Worte „Nr. 5 
bis 9, 11 bis 17“. 


8 6. § 30 Abſ. 3 Satz 1 erhält folgende Faflung: 
N „Die Feſtſetzung der Koſten mit Einſchluß der Erinnerungen gegen den Koſtenfeſt⸗ 
1 : ſetzungsbeſchluß und die Abänderung der Koſtenfeſtſetzung (S 23 Nr. 3 und 10) bilden 


eine Inſtanz.“ N 
Im 8 81 werden die Worte „eines Gläubigers“ durch die Worte „des Gläubigers“ erſetzt. 
i 8. Im 8 35 wird hinter den Worten „s 797 Abf. 1, 2“ eingefügt: „S 797 a“, 
Im § 38a wird als Abſatz 2 folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


| „Die gleiche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für die Mitwirkung bei einem im Güte⸗ 
3 verfahren abgeſchloſſenen Vergleich.“ 
a 10. $ 67 erhält folgende Faſſung: 
„Für die Verteidigung im Vorverfahren erhält der Rechtsanwalt in den zur Zuſtändig⸗ 
keit des Schwur⸗ oder des Obergerichts gehörenden Sachen 25 Gulden, im übrigen 12,50 
Gulden. 8 i 
Die gleiche Gebühr erhält der Rechtsanwalt für die Mitwirkung bei der mündlichen 
Verhandlung über den Haftbefehl (SS 114d und 115 a der Str. P. O.).“ 


11. Im 8 87 Abſ. 1 werden hinter den Worten „erhält der Rechtsanwalt“ folgende Worte ein⸗ 
gefügt: „von der auf volle 10 Gulden aufgerundeten Summe“. 


12. Im $ 91 Abſ. 3 treten an die Stelle der Worte: „vor der Strafkammer“ die Worte: 
dem Schöffengerichte“. 


„vor 


Artikel III. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher in der für Danzig geltenden 
Faſſung — G. Bl. 1923 S. 681, 1101, 1242; 1924 S. 425; 1926 S. 65 — wird, wie folg! ge⸗ 
ändert: 


1. Im § 7 Abſ. 1 treten anitelle der Worte „von dem Betrage des erzielten Erlöſes“ die Worte 
„von dem auf volle 10 Gulden aufgerundeten Betrage des Erlöſes“. 
2. Der $ 20 erhält folgende Faſſung: 3 
„Muß der Gerichtsvollzieher zur Vornahme einer Amtshandlung einen Hinweg und einen 
Rückweg von je 2 Kilometer oder mehr außerhalb ſeines dienſtlichen Wohnſitzes zurücklegen, 


ſo erhält er an Reiſekoſten für jedes angefangene Kilometer des Hinwegs und des Rückwegs 
eine Entſchädigung von 0,15 Gulden. 


Nimmt der Gerichtsvollzieher mehrere Geſchäfte auf derſelben Reiſe vor, jo erhält 
er für jedes derſelben die volle nach der Ertfernung des Ortes von ſeinem dienſtlichen Wohn⸗ 
ſitz zu berechnende Entſchädigung. Jedoch ſteht dem Gerichtsvollzieher für mehrere Geſchäfte, 
welche für denſelben Auftraggeber an demſelben Orte vorgenommen werden, und ſich auf die⸗ 
ſelbe Rechtsangelegenheit beziehen, oder welche für mehrere Auftraggeber kraft eines oder 
mehrerer Schuldtitel gegen denſelben Schuldner gleichzeitig vorgenommen werden, die Ent⸗ 
ſchädigung nur einmal zu; in dieſem Falle iſt ſie auf die mehreren Aufträge nach ihrer Zahl 
umzulegen. 

Für einzelne Ortſchaften oder Gruppen benachbarter Ortſchaften kann der Senat dar⸗ 
über Beſtimmung treffen, ob und in welchem Umfang dem Gerichtsvollzieher für Wege, 
die er zur Vornahme einer Amtshandlung innerhalb dieſer Ortſchaften oder außerhalb der⸗ 
ſelben in einem Umkreis von weniger als 2 Kilometer zurücklegen muß, eine Entſchädigung 
für Reiſekoſten zu gewähren it. 

Artikel IV. 

Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung — G. Bl. 4 
1923 S. 392, 1094, 1101, 1242; 1924 S. 17, 101, 246; 1925 ©. 54; 1926 ©. 65; 1928 S. 32, | 
78; 1931 S. 41 — wird wie folgt geändert: i 

1. S 45 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: i 

„Für die Verſteigerung von beweglichen Sachen, von Früchten auf dem Halm und von 
Holz auf dem Stamme, ſowie von Forderungen oder ſonſtigen Vermögensrechten werden 
nach dem zuſammenzurechnenden Werte der Gegenſtände fünf Zehnteile der vollen Gebühr 
erhoben. 

2. Im § 51 Abſ. 1 wird hinter Satz 1 ale Satz 2 folgende Beſtimmung eingefügt: 


„Die Zuſatzgebühr darf die für das Geſchäft ſelbſt zu erhebende Gebühr nicht über⸗ 
ſteigen.“ 
3. § 109 Abi. 1 Ziffer 2 erhält folgende Faſſung: 
„die Telegraphengebühren und die im Fernverkehr zu entrichtenden Fernſprechgebühren“. 


Artikel V. 

Die Gebührenordnung für Notare in der für Danzig geltenden Faſſung — G. Bl. 
1923 S. 426, 1094, 1101, 1242; 1924 S. 17, 101; 1925 S. 54; 1926 ©. 65; 1928 S. 32, 78 — 
wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 6 wird hinter Satz 1 als Satz 2 folgende Beſtimmung eingefügt: „Die Zuſatzgebühr darf 
die für das Geſchäft ſelbſt zu erhebende Gebühr nicht überſteigen.“ 
2. Der § 20 erhält folgende Faſſung: 

„Von den Poſtgebühren des Notars ſind nur Telegraphengebühren, die im Fernverkehr 
zu entrichtenden Fernſprechgebühren, die im Verkehr mit dem Ausland entſtehenden Gebühren 
und die Überſendungsgebühren für Urkunden, insbeſondere Ausfertigungen, Abſchriften und 
vorgeſchriebene Mitteilungen, die für Behörden beſtimmt ſind, zu berechnen.“ 


5 Artikel VI. 

Das Geſetz betreffend die nach den bisherigen preußiſchen Beſtimmungn zu 
erhebenden Gebühren der Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher in der für 
Danzig geltenden Faſſung — G. Bl. 1923 S. 430, 1094, 1101; 1924 S. 101; 1928 ©. 32, 78 — 
wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 15 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Für die Höhe der Schreib⸗, ſowie für die Erſtattung Be Poſtgebühren Find: die 
SS 19, 20 der Gebührenordnung für Notare maßgebend.“ 


2. Artikel 20 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
„Auf die Gebühren der Gerichtsvollzieher für freiwillige Verſteigerungen, für Wechſel⸗ 
proteſte, für Siegelungen und Entſiegelungen, ſowie für die Aufnahme von Vermögens⸗ 
verzeichniſſen finden die Vorſchriften des $ 18 Abſ. 2, der SS 19, 20, 31, 45, 48 und 
49 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung Anwendung; 
ſoweit verſchiedene Gebührenſätze für die Tätigkeit des Richters und die des Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle beſtehen, ſind die für Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle seh, 
tenden Vorſchriften maßgebend.“ 


e 
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3. Im Artikel 22 treten an die Stelle der Worte „finden die SS 12 bis 23 der Gebührenordnung 
und der im $ 24 Nr. 2 der Gebührenordnung gemachte Vorbehalt“ die Worte: „finden die 
ss 14, 16 bis 26 der Gebührenordnung“. 

4. Im Artikel 24 wird das Wort „baren“ geſtrichen. 


Artikel VII. 
Soweit in Geſetzen auf Vorſchriften verwieſen iſt, die durch dieſe Verordnung geändert werden, 
treten die entſprechenden Vorſchriften dieſer Verordnung an ihre Stelle. 
AR Artikel VIII. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Artikel IX. 


Der Senat wird ermächtigt, die Texte der Gerichtskoſtengeſetze und der Gebührenordnungen für 
Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, wie ſie ſich nach den Anderungen dieſer Verordnung 
ergeben, mit dem Datum dieſer Verordnung durch das Geſetzblatt bekannt zu machen. 


Danzig, den 26. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Schwegmann. 


97 Verordnung 


über die Verrechnung von Steigerungsbeträgen für Wanderverſicherte aus der Invaliden⸗ und 
g Angeſtelltenverſicherung. Vom 30. Juni 1931. 


Auf Grund des § 1290 a der Reichsverſicherungsordnung und des $ 53 des Angeſtelltenverſiche⸗ 

rungsgeſetzes wird hiermit verordnet: 
- DE § 1. 

Die Steigerungsbeiträge der Invalidenverſicherung, die zu den Renten der Angeſtelltenverſicherung, 
und die Steigerungsbeträge der Angeſtelltenverſicherung, die zu den Renten der Invalidenverſicherung 
zu zahlen ſind ($ 53 des Angeſt. Verſ. Geſ. und S 1290 a der Reichsverſicherungsordnung) werden all⸗ 
jährlich, erſtmalig Ende 1931 von dem Träger der Invaliden⸗ und dem Träger der Angeſtellten⸗ 
verſicherung im Wege der Verrechnung erſtattet. i 


82. 
Jeder der beiden Verſicherungsträger hat über die von ihm angewieſenen Renten, ſoweit für 
dieſe Renten Steigerungsbeträge des anderen Verſicherungsträgers gezahlt ſind, für jedes Kalender⸗ 


jahr ein Verzeichnis, und zwar getrennt nach den einzelnen Rentenarten (Invalidenrente, Ruhegeld, 


Witwen⸗, Witwer⸗ und Waiſenrente) zu führen und am Schluſſe des Kalenderjahres abzuſchließen. 


8 3. 

Alsbald nach Jahresſchluß hat jeder Verſicherungsträger dem anderen Verſicherungsträger eine 
genaue Aufitellung über die zu Laſten des anderen Verſicherungsträgers tatſächlich gezahlten Steige⸗ 
rungsbeträge zwecks gegenſeitiger Verrechnung vorzulegen. 8 

Die in Frage kommenden Erſtattungsbeträge ſind innerhalb 10 Tagen zu zahlen. 


8 . 
Über die Einrichtung und Führung der zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Ver⸗ 
zeichniſſe und Liſten trifft das Landesverſicherungsamt die näheren Anordnungen. 


8 35 a 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1931 in Kraft. Sie gilt auch für Renten, die vorher 
feſtgeſetzt worden ſind, aber zu dieſem Zeitpunkte noch liefen. 
Die SS 18 und 19 der Verordnung über die Verrechnung der Steigerungsbeträge bei Wander⸗ 
verſicherten vom 9. November 1923 — Geſetzblatt Nr. 94 S. 1253 — treten mit dem gleichen Tage 


außer Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


| 650 

„„ i Anderung 
der Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins 

vom 22. Dezember 1928 (G. Bl. 1929 S. 1. 


Auf Grund des S 33 Abſ. 3 des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungsgeſetz) vom 26. Auguſt 1924 (G. Bl. S. 389 ff.) 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. November 1928 (G. Bl. S. 365 ff.) wird hiermit ver⸗ 
ordnet: 


Artikel 1 


Die Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins vom 22. Dezember 1928 
(G. Bl. 1929 S. 1) werden wie folgt geändert: e 

1. Im $ 2 (1) werden die Worte „mindeſtens jede 4.“ erſetzt durch: „die erſte und danach min⸗ 
deſtens jede vierte“. 5 

2. Im 8 2 (1) iſt hinzuzufügen: „Anſtellungsſperren haben Inhabern des Beamtenſcheins ge⸗ 
genüber keine Gültigkeit.“ ? 

3. Im $ 10 (1) werden die Worte „mindeſtens jede 4.“ erſetzt durch: „die erſte und danach min⸗ 
deſtens jede vierte“. 


4. Der § 19 erhält folgenden neuen Wortlaut: „Den Inhabern des Beamtenſcheins iſt wäh⸗ 
rend der Probedienſtleiſtung die volle Vergütung der nichtplanmäßigen Beamten zu zahlen.“ 


Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1931 ab in Kraft. 


Danzig, den 2. Juli 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
99 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betr. Abänderung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung vom 
30. 4. 1929 (G. Bl. S. 80). 
Vom 23. 6. 1931. 
Einziger Artikel. 
Das Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter vom 30. 4. 1929 (G. Bl. S. 80) wird 
wie folgt geändert: 
1. In § 4 Abſ. 1 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „30“ erſetzt. 
2. In $ 15 Abſ. 2 werden für die Worte „ein Jahr“ die Worte „drei Jahre“ geſetzt. 


Danzig, den 23. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


100 Berichtigung. 5 
Im 8 4 Abſatz 1 Zeile 3 des Geſetzes über die Bereinigung der Grundbücher vom 26. Juni 1931 
(Geſetzblatt Seite 584) muß es anſtatt „der Antrag“ heißen: „auf Antrag“. 


Danzig, den 1. Juli 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
i e 


